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17     
                                                    1/2006-Sch 

 
 

Verhandlungsschrift  
 
 
 

über die öffentliche 
Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag, 9. Februar 2006  
   
Tagungsort:         Rathaussaal         
 
Beginn:            19.00 Uhr 
 
 
 
A n w e s e n d e : 
 
 
ÖVP-Fraktion: 
 
     1.   Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender  
    2.   Vizebgm.       Johann Schachl 
   3.   EG.         Franz Bauer    
     4.   GV.         Stefan Gaisbichler, ab 20:00 Uhr, TOP. 18 
   5.   GR.         Franz Emeder 
   6.   GR.         Franz Loidl  
     7.   GR.         Mag.Dr. Bernhard Roither 
   8.   GR.         Franz Huber 
    9.   GR.         Peter Wechselauer  
  10.   EG.         Ing. Harald Mayrhofer, ab 19:20 Uhr, TOP. 6 
  11.   GR.         Dr. Oskar Vogel  

12.   GR.         Dipl.-Ing.Dr. Alois Dachs   
 
 
   
SPÖ-Fraktion: 
 
   13.   Vizebgm.      Gertraud Eisterer 

14.   EG.         Günther Kasper 
15.   EG.         Ernst Petkowitsch 
16.   EG.         Ing. Klaus Baran, ab 19:10 Uhr, TOP. 3   
17.    GR.              Ulrike Berger 
18.   GR.         Gerald Mayrhofer 
19.   GR.         Irene Husly  

 20.   GR.         Rudolf Stockinger   
21.   GR.         Ing. Karl Födinger  
22.   GR.         Herbert Kritzinger 
23.   GR.         Josef Püringer 

 24.   GR.          Herbert Aigner 
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FPÖ-Fraktion: 
 
 25.   GR.          Ing.Heinz Hackl 

26.   GR.         Mag. Erich Kaniak, ab 19:07 Uhr, TOP. Dr.A. 1  
 27.   GR.         Walter Liehmann  
  
 
GRÜNE-Fraktion: 
 

28.   GR.         Wolfgang Vogel 
29.   GR.         Dipl.-Ing. Harald Huber  
30.   GR.         Mag. Bernadete Märzinger 

 
 
Nicht anwesend:  Mag. Thomas Brandt (vor Sitzungsbeginn wegen dringender beruflicher 

Verhinderung entschuldigt) 
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:   Johann Schmidt    
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a) die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b) der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 Oö. GemO 1990) enthalten ist und 

die Verständigung hiezu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. 
Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  

 
die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 30.1.2006 öffentlich kundgemacht 
wurde;  

 
c)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
d)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 1.12.2005 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
e) Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      Vizebgm. Johann Schachl 
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm.Gertraud Eisterer     
 
 Für die FPÖ-Fraktion:       GR. Ing. Heinz Hackl 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Wolfgang Vogel 
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T a g e s o r d n u n g  
 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
a) das Land O.Ö. hat als Vorstellungsbehörde den Vorstellungen Bechmann, Moser, Baumann 

gegen die Bescheide des GR (im Rahmen der Vorschreibung von Aufschließungsbeiträgen und 
der Ablehnung von Grundstückszusammenlegungen) keine Folge gegeben. 

 
b) Statistik 2005: 42 Geburten, 32 Sterbefälle, 33 Eheschließungen 
 
c) Dankschreiben der Ev. Pfarre Rosenau für die Subventionszusage für die Kirchensanierung. 
 
d) Die beiden Hortgruppen sind mit 18 bzw. 14 Kindern voll ausgelastet. 
 
f)  Für die Inneneinrichtung des FF-Hauses in Kemating wurde eine Sonderbeihilfe in Höhe von  

€ 6.000.- aus dem O.Ö. Feuerwehrfonds bewilligt. 
 
g) LR Sigl teilt mit, dass der 2. Teilbetrag des Landeszuschusses aus seinem Ressort für den 

Kindergartenbau Rosenau im Dezember 2005 ausbezahlt wurde (€ 116.700.-). 
 
h) Wie bereits berichtet, hat das Land O.Ö. als Vorziehmaßnahme des regionalen 

Bezirksverkehrskonzepts ein zusätzliches Zugspaar (Schülerzug) auf der Strecke Attnang-
Kammer ab 9. Jänner 06 bestellt und finanziert.  

 
i) Bei der Schwarz-Kreuz-Sammlung für die Betreuung der Kriegsgräber am Allerheiligentag wurden 

€ 1.257.- gespendet. Die Sammlung wurde wieder vom Kameradschaftsbund durchgeführt. 
 
j) Aufgrund des Besprechungsergebnisses bei LR Stockinger wurde nun ein mittelfristiges 

Gemeindestraßenbauprogramm definiert, und zwar für die Jahre 2007 bis 2009, mit 
Straßenbaukosten in Höhe von jährlich rd. € 200.000.-. Aus den Ressorts Hiesl und Stockinger 
wurden € 40.000.- bzw. € 30.000.- Landeszuschüsse pro Jahr zugesichert.  

 
k) LHStv. Hiesl teilt mit, dass zur Ausfinanzierung des Güterwegs Alt-Haidach aus seinem Ressort 

ein Landesbeitrag in Höhe von € 8.000.- zur Verfügung gestellt wird. 
 
l) LR Sigl teilt mit, dass zur Ausfinanzierung des Loipenspurgerätes der Gemeinde Lenzing ein 

Landeszuschuss in Höhe von € 5.000.- zur Verfügung gestellt wird. 
 
m) Die Firma Multimarkt in Schörfling wird 2006 die Bootsvermietung Gebetsroither an der 

Promenade Seewalchen nicht mehr unterpachten. 
 
n) Alt-GRM Johann Weidinger erhielt am 16.1. die Goldene Medaille für Verdienste um die Republik 

Österreich als Gemeindevertreter, Unternehmer und Vereinsfunktionär 
 
o) Bei der Eisstock-Marktmeisterschaft mit Birnstöcken am 22. Jänner in der REVA-Halle waren 

Horst, Hans, und 2 x Jürgen Klein die Gewinner. Das Team Klein siegte im Finale gegen die 
Mannschaft Hans Mayer, Emin Hirsch, Christian Bichler und Hans Klein. Dritte wurde das Team 
Gerhard Leitner, Paul Flachberger, Franz Nini und Werner Bunk.  

 
p) Bei der Blutspendeaktion des Roten Kreuzes am 31.1. und 1.2. im Rathaus Seewalchen wurden 

insgesamt 138 Blutspender registriert, davon waren 9 Erstspender. 
 
q) Bei den Marktschimeisterschaften am Kronberg verteidigten die Vorjahressieger und mehrfachen 

Marktschimeister Peter Offenhauser aus Steindorf und Lisa Kondert aus Rosenau erfolgreich ihre 
Marktschi-Meistertitel. Im Rahmen der Siegerehrung verabschiedete Bürgermeister Reiter den 
ältesten Teilnehmer, Max Mayr, der als Jahrgang 1926 heuer seinen 80. Geburtstag feiert, und 
zum letzten Mal an den Start ging.  
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r) Bei der Wasserrechtlichen Bewilligungsverhandlung für das Kanalprojekt Hainingerbach am 26. 

Jänner wurde ein positives Ergebnis erzielt. Der Bewilligungsbescheid ist bereits am 
Gemeindeamt eingelangt. Nach Ausschreibung und Vergabe der Baumanagementleistungen soll 
das Bauvorhaben noch heuer begonnen und soweit als möglich fertiggestellt werden. 

 
s) LR Sigl teilt mit, dass für das Projekt „Einbau eines 2-gruppigen Schülerhorts in der ehem. 

Schulwartwohnung im Schulzentrum“ aus seinem Ressort in den Jahren 2007 und 2008 
Fördermittel in Höhe von insgesamt € 110.285.- in Aussicht gestellt werden. 

 
Termine: 
 
Fr. 10.02.: Maskenhausball beim Wirt in der Rosenau, ab 18.00 Uhr 
So. 12.02.: „Krautwickler-Sonntag“, ab 10.00 Uhr, Gemeindesaal Rosenau  
Mo. 13.02.:  Arbeitskreis Gesunde Gemeinde 
Di. 14.02.:  Rathausgalerie Vernissage „Die Montagsmaler“ 
Mi. 15.02.:  Sitzung Jugendtreff-Komitee 
So. 19.02.:  Kinderfasching im Kultursaal 
Sa. 25.02.:  Sportlermaskenball im Kultursaal 
Mo. 27.02.:  Erste Tagsatzung beim Landesgericht Wels Amtshaftungsklage Hawle 
Mo. 27.02.:  Siegerehrung Eisstockturnier 6-9-Aus 
Di. 28.02.:  Buntes Faschingstreiben  
Do. 02.03.:  Gemeindevorstandssitzung 
Sa. 04.03.:  Schiausflug der Gemeindevertretung nach Haus im Ennstal 
6./13./20./27.März:  Exerzitien im Alltag – „Den Himmel berühren“, mit Frau Andrea Reisinger, 
Pfarrhof-Chorraum, 19.30 Uhr 
Fr. 10.03.: Jahreshauptversammlung, 19.00 Uhr, Kultursaal – WG Seewalchen 
So. 12.03.: Ausstellungseröffnung „Dietrich Bonhoeffer“, 10.00 Uhr, Gemeindesaal Rosenau  
Dauer der Ausstellung: 12.3.-9.4.2006 
So. 26.03.: Premiere: „Wo die Seele Wellen schlägt“, 20.00 Uhr,  Kultursaal  
Fr. 31.03.: Premiere des Musicals „Leben im All“ der Volksschule Seewalchen, 19.00 Uhr, Kultursaal 
 
 
 
Fragestunde 
 
7 Zuhörer, Keine Anfragen 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 des Bürgermeisters 3.2.2006  
 
Kanalbau - Finanzierung 
Anpassung der Kläranlage des  Reinhaltungsverbandes Attersee (BA 13) an den Stand der Technik 
Annahme des Bürgschaftsangebotes für die  3. Darlehenstranche „T3“ 
 
Der Vorsitzende liest den Dringlichkeitsantrag (Beilage Nr. 1) vor. 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 2 des Bürgermeisters 3.2.2006  
 
Jugendtreff 

a)  Änderung der Betriebsführung 
b)  Gründung eines Vereines  
c)  Finanzierung 
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Der Vorsitzende liest den Dringlichkeitsantrag (Beilage Nr. 2) vor. 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
1.  Amtshaftung 

Kenntnisnahme der erteilten Vollmacht für die Rechtsvertretung im Zuge der Amtshaftungsklage 
gegen die Marktgemeinde Seewalchen (Konsenslose Bauführung Hawle) 

  
Bgm.Reiter: 
Diese Raumordnungs- bzw. Bauangelegenheit aus dem Jahr 1987 ist noch immer anhängig bzw. 
wurde jetzt, praktisch nachdem die Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck den rechtskräftigen 
Abbruchbescheid exekutieren wird, seitens des betroffenen Erwin Hawle im Dezember beim 
Landesgericht Wels eine Amtshaftung gegen die Gemeinde eingebracht. Die Klagschrift ist am 4. 
Jänner zugestellt worden und man hat für die Beantwortung dieser Klagschrift des Landesgerichtes 
Wels eine 4-wöchige Beantwortungsfrist bekommen. Ich habe daher auf Grund der Dringlichkeit und 
der knappen Frist eine Verständigung der Fraktionen gemeinsam mit dem Amtsleiter und dem mit 
involvierten Altbürgermeister Limberger ein Rechtsanwaltsbüro in Wels ausfindig gemacht, das mit 
derartigen Amtshaftungsklagen Erfahrung hat und man hat mit Mag. Stefan Weidinger eine 
Klagebeantwortung vorbereitet, die auch bereits zugestellt ist. Aus formalrechtlichen Gründen ist es 
erforderlich, dass von dieser Bevollmächtigung auch der Gemeinderat in Kenntnis gesetzt wird. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Prozessvollmacht für das Amtshaftungsverfahren 3 Cg 209/05 b des Landesgerichtes Wels an 
die Holme/Weidinger Rechtsanwälte OEG, Dr.Koss-Straße 3, 4600 Wels, zu erteilen.  

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
2.  Gemeindevorstand 

Nachwahl 
 
Bgm.Reiter: 
Ing.Rudolf Stallinger hat auf sein Mandat im Gemeindevorstand aus beruflichen Gründen verzichtet, 
aus diesem Grund ist eine Nachwahl erforderlich, die in einer Fraktionswahl zu erfolgen hat. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

dass die Wahl des Gemeindevorstandsmitgliedes durch das Erheben der Hand erfolgen soll. 
 
Abstimmungsergebnis des gesamten Gemeinderates durch Handheben:  

einstimmige Annahme des Antrages 
 
Für die Nachwahl in den Gemeindevorstand liegt ein Wahlvorschlag der SPÖ-Fraktion, lautend auf 
Gerald Mayrhofer auf. 
 
Abstimmungsberechtigt ist die SPÖ-Fraktion 
 
Abstimmungsergebnis der SPÖ-Fraktion: durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
Der Bürgermeister nimmt die Angelobung des neuen GV-Mitgliedes Gerald Mayrhofer vor.  
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3.  Vermietung / Verpachtung 

Änderung des Nutzungsvertrages vom 28.9.1998 / 30.11.1998 abgeschlossen zwischen der 
Marktgemeinde Seewalchen a.A. und der Connect Austria  Ges.f. Telekommunikation GmbH. 
(ONE GmbH) 

 
Bgm.Reiter: 
Die ONE GmbH ersucht auf Grund diverser Änderungen in der Technologie bei der 
Telekommunikation um Abänderung bzw. Ergänzung des bestehenden Nutzungsvertrages. 
Seinerzeit hat man zugestimmt, dass die ONE GmbH einen Funktelefonsendemast auf dem Areal der 
Kompostieranlage errichtet, da sind mittlerweile technische Standardergänzungen notwendig, sowohl 
im Bereich der Basisstation als auch im Bereich der Antenne. Natürlich beantragt ONE auch für das 
bevorstehende UMTS-System diesen Vertrag zu ergänzen. Auf Grund dieser Vertragsänderung ist 
die ONE bereit, das derzeitige Nutzungsentgelt um 20 %, das sind rund € 643,-- monatlich, das sind € 
3.859,-- pro Jahr zu erhöhen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den vorliegenden Zusatz zum bestehenden Nutzungsvertrag zu beschließen. 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
4.  Fleischuntersuchung 

Abgeben einer Stellungnahme zur Bestellung von Dr. Peter Tasch, Agerstr. 18, Schörfling a.A., 
als Fleischuntersuchungstierarzt für das Gemeindegebiet von Seewalchen durch den 
Landeshauptmann von OÖ. 

 
Bgm.Reiter: 
Unser Tierarzt Dr. Gerhard Kowald aus Schörfling hat am 31. Dezember des Vorjahres seine 
Beauftragung als Fleischuntersuchungstierarzt für das Gemeindegebiet von Seewalchen 
zurückgelegt.  
Mit Schreiben vom 24.5.2005 an das Amt der o.ö.Landesregierung hat der Tierarzt Dr. Peter Tasch, 
der schon bisher Stellvertreter des Fleischuntersuchungstierarztes Dr.Kowald war, um eine 
Beauftragung als Fleischuntersuchungstierarzt angesucht. Die Bezirkshauptmannschaft teilt mit 
Schreiben vom 16.1.2006 mit, dass vor der Beauftragung durch den Landeshauptmann die 
erforderliche Äußerung der Gemeinde Seewalchen einzuholen ist.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

dass Herr Dr. Peter Tasch, Agerstr. 18, Schörfling a.A., als Fleischuntersuchungstierarzt für das 
Gemeindegebiet Seewalchen bestellt wird.   

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
5.  Grundkauf  

Ankauf eines Grundstückes von Familie Pixner, Roitham; Beschluss über den geänderten 
Kaufvertrag 

 
Bgm.Reiter: 
Im Dezember ist ein Kaufvertrag beschlossen worden, allerdings ist man damals von einer 
Zahlungssituation ausgegangen, die sich mittlerweile geändert hat. Daher haben die Ehegatten 
Pixner, nachdem sie sich mit ihrem Pächter geeinigt haben, jetzt nicht den verminderten Kaufbetrag 
sondern eben den vollständigen Kaufbetrag im Kaufvertrag eingefordert und es steht ihnen zu 
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nachdem nun diese Zahlungsansprüche wieder auf dem Grundstück und damit beim Käufer, damit 
also bei der Gemeinde, zu liegen kommen. 

 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den geänderten Kaufvertrag vom 9.1.2006 zu beschließen.  
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 

 
 

6.  Feuerwehr Steindorf 
a) Ankauf eines Tanklöschfahrzeuges TLFA4000 
b) Finanzierungsplan 

 
Bgm.Reiter: 
Im Februar 2002 fasste der Gemeinderat den Grundsatzbeschluss für die FF Steindorf ursprünglich 
für das Jahr 2006 ein TLF2000 anzukaufen, wobei sich die Feuerwehr schon damals bereit erklärt 
hatte, einen Beitrag in Höhe von € 22.000,-- zur Finanzierung aufzubringen. Mittlerweile sind nach 
mehreren schriftlichen und persönlichen Gesprächen mit der Gemeindeabteilung, dem 
Landesfeuerwehrkommando und auch natürlich mit den Vertretern der Feuerwehr die 
Abwicklungsmodalitäten für diesen Ankauf besprochen worden.  
Aus Gründen der angespannten Finanzlage ist es nicht möglich für 2006 einen Gemeindebeitrag 
sicher zustellen und daher wurde der Ankauf, da bereits im Zuge der Budgeterstellung die Mittel nicht 
budgetiert werden konnten, auf 2007 zurückgestellt. Nun liegen die schriftlichen Förderzusagen 
sowohl vom Landesfeuerwehrkommando als auch von der Gemeindeabteilung in Höhe von 
insgesamt € 75.000,-- vor und wir haben ein Gespräch mit der Feuerwehr und dem 
Abschnittskommandanten geführt und hätten nun folgenden Kompromissvorschlag. 
 
Der Bürgermeister stellt zu TOP. 6 a) den Antrag, 

für die Feuerwehr Steindorf ein Tanklöschfahrzeug (TLFA 4000) anzukaufen und  gemäß den 
Bestimmungen des BVG auszuschreiben. 

 
Vizebgm.Schachl betont, dass der Unterschied dadurch gegeben und es sinnvoll wäre, ein 
Tanklöschfahrzeug anzuschaffen, das 4000 m3 Wasser mit sich führen könne, weil es im 
Gemeindegebiet einige Ortsteile mit mangelnder Löschwasserversorgung gebe, und zwar im Bereich 
Staudach, Steindorf, Ladtstatt, sowie auch zwischen Ainwalchen und Gerlham. Hier sei es wichtig, 
dass möglichst rasch viel Wasser zur Verfügung stehe.  
Es habe sich in den letzten Jahren auch in Reichersberg bewiesen, dass der Einsatz eines 
Tanklöschfahrzeuges besonders wichtig gewesen sei. Weiterer Vorteil wäre , dass nach starken 
Regenfällen verunreinigte Straßen gereinigt werden könnten. Auch bei Einsätzen auf der Autobahn 
wäre es von Vorteil. Ein derartiges Fahrzeug wäre also für die Sicherheit der Bevölkerung von 
Seewalchen sehr sinnvoll und er ersuche daher, dem Antrag zuzustimmen. 
 
GR.Aigner fragt ob das neue Fahrzeug schon Platz im bestehenden Feuerwehrhaus hat, was bejaht 
wird. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
Der Bürgermeister stellt zu TOP. 6 b) den Antrag, 

den vorliegenden Finanzierungsplan zu beschließen und den Beitrag der Marktgemeinde 
Seewalchen a.A. mit € 77.000,- zu deckeln. 

 
Der Bürgermeister betont, dass grundsätzlich mit der Feuerwehr Steindorf und auch mit den 
Förderstellen vereinbart worden sei, dass auf Basis der finanziellen Rahmenbedingungen zwar 
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umgehend ausgeschrieben, aber die Lieferung erst im Herbst 2007 erfolgen werde. Das habe auch 
budgetäre Gründe, und daher seien auf Basis der allgemeinen Geschäftsbedingungen die 
Zahlungsziele so ausgerichtet, dass die Bezahlung erst im Jänner 2008 erfolgen werde und man 
damit ein weiteres Budget überbrücken könne.  
Die Mehrkosten von € 10.000,-- zwischen dem 2000er und dem 4000er werde man, und das habe er 
mit Kompromissformel gemeint, teilen. Das heiße, dass die Gemeinde € 5.000,-- aufbringe und auch 
die Feuerwehr Steindorf aus der Kameradschaftskasse oder sonstigen Mitteln € 5.000,-- 
bereitzustellen habe.  
Grundsätzlich sei es so, dass die Gemeindeabteilung immer von den sogenannten Normkosten bei 
den Fördersätzen bzw. bei der Zuteilung der Bedarfszuweisungsmittel und Landesmittel ausgehe, 
und daraus resultieren eben diese rund 10.000,-- Euro Kostenunterschied. Zusammenfassend stellt 
er fest, man schreibe heuer aus, so dass im Herbst 2007 geliefert und im Jänner 2008 bezahlt werde. 
Der Kostenbeitrag der Gemeinde werde jetzt mit € 77.000 festgelegt. Mehrkosten sollten durch eine 
geschickte Ausschreibung eigentlich nicht mehr entstehen, wenn doch, müsste das die Feuerwehr 
Steindorf aufbringen. 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
7.  Rahmenvereinbarung “Geodaten” 

Beitrittserklärung zur Rahmenvereinbarung über den Austausch von Geodaten zwischen Land 
Oberösterreich und dem Oö. Gemeindebund 

 
Bgm.Reiter: 
Zum kostenlosen und unbürokratischen Austausch diverser Geodaten, wie Luftbildaufnahme, 
Katastermappen udgl. zwischen dem Land Oberösterreich und den einzelnen Regionsgemeinden 
wurde seitens des Gemeindebundes und des Landes Oberösterreich eine sogenannte Geodaten-
Rahmenvereinbarung verhandelt.  
 
Für den Beitritt zu dieser Vereinbarung ist ein einmaliger Verwaltungskostenbeitrag in Höhe von € 
300,-- zu entrichten. Eine Einrichtung dieses Datenaustausches wurde bereits seit längerer Zeit 
sowohl vom Land als auch von den Gemeinden gewünscht und es ist eine wirklich sinnvolle und dann 
eben kostenlose einfache Datenaustauschmöglichkeit gegeben. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die vorliegende Geodaten-Rahmenvereinbarung samt Beilagen zu beschließen. 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
8.  Kanal BA 13, Oberflächenwässer Litzlberg 

Baumanagementleistungen - Zuschlagsentscheidung gem. Bundesvergabegesetz 2002. 
 

Bgm.Reiter: 
Für die Baumanagementleistungen zur Herstellung der Ortskanalisation BA 13, das ist die Anpassung 
der Kanalanlage in Litzlberg an ein Oberflächenwasserentsorgungsprojekt, wurden in einem 
Verhandlungsverfahren ohne Bekanntmachung diese Leistungen ausgeschrieben und 3 Büros zur 
Anbotlegung eingeladen, die auch alle drei angeboten hatten.  
Die Anboteröffnung war am 9. Jänner 2006 und über weitere Inhalte wurde mit diesen Anbietern am 
26. Jänner 2006 noch gesprochen, wobei insgesamt das Büro DI Hans Irrgeher, Seewalchen, mit 
einer Anbotsumme pauschal von € 39.200,-- excl. MwSt. als Billigstbieter ermittelt wurde. 
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Zuschlagsentscheidung aufgrund der erfolgten Ausschreibung, vorbehaltlich der Zustimmung 
durch das Amt der O.Ö. Landesregierung, zu Gunsten des Billigstbieters Büro DI Irrgeher, 
Seewalchen, mit einer Gesamtauftragssumme in Höhe von € 39.200,-- exkl. Mwst. zu treffen. 

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
9.  Rechtsmittel 

Entscheidung über die Berufung von Herrn Günther Böss, Spielberg 4, 4863 Seewalchen a.A., 
gegen die vom Gemeindevorstand gewährte Zahlungserleichterung 

 
Aufgrund des Steuergeheimnisses wurde dieser Punkt in nicht öffentlicher Sitzung behandelt. 
 
 
 
10.  Prüfung 

Kenntnisnahme des Prüfberichtes  über die Sitzung des Prüfungsausschusses vom  
5. Dezember  2005 

 
Prüf.A.-Obmann Födinger: 
Der Prüfungsausschuss hat sich in seinen Sitzungen am 26.9. u. 5.12. 2005 mit den GRS-
Tagesordnungspunkten „Allfälliges“ seit Oktober 2003 intensiv befasst. Dabei wurde überprüft, 
inwieweit auf Wortmeldungen und Anregungen unter den Tagesordnungspunkten „Allfälliges“ seitens 
des Bürgermeisters bzw. des Amtes reagiert wurde (siehe im Akt befindlichen Prüfbericht). Darüber 
hinaus hat sich der Prüfungsausschuss auch mit dem Thema Versicherungen der Gemeinde befasst. 
 
Prüf.-Ausschuss-Obmann Födinger liest den Prüfbericht vor und stellt den Antrag,  

den gegenständlichen Prüfbericht zur Kenntnis zu nehmen. 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
11.  Verkehrsflächenbeitrag 

Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 15.12.2005 betreffend 
Verkehrsflächenbeitrag für die Liegenschaft Reichersberg 20, Parz. Nr. 18/19 KG Seewalchen, 
Hr. Lechner Heinz und Fr. Mair Beate 

 
Bürgermeister Reiter nimmt seine Befangenheit wahr und übergibt für die Tagesordnungspunkte 11 
bis 15 den Vorsitz an Vizebgm. Schachl.  
 
Vizebgm. Schachl übernimmt den Vorsitz.  
 
Vbgm. Schachl: 
Auf Grund der Asphaltierung in Reichersberg wurde Hrn. Lechner und Fr. Mair für ihr Grundstück 
18/19 KG Seewalchen ein Verkehrsflächenbeitrag gemäß § 19 ff OÖ. Bauordnung 1994, LGBl Nr. 
70/1998 mit Bescheid des Bürgermeisters vom 15.12.2005 vorgeschrieben. Gegen diesen Bescheid 
wurde am 19. Dezember 2005 berufen. In dieser Berufung wird angeführt, dass die seitens der 
Marktgemeinde Seewalchen angebotene Summe von € 250,-- des von Hrn. Lechner und Fr. Mair 
errichteten Oberflächenwasserkanals zur Mitbenützung seitens der Marktgemeinde Seewalchen als 
unzureichend betrachtet wird. 
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Vizebgm.Schachl stellt den 1. Antrag,  

auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
1. Bekämpfter Bescheid vom 15. Dezember 2005 
2. Gegenständliche Berufung vom 19. Dezember 2005 
 

Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
Der Schriftführer liest den wesentlichen Inhalt des Spruches und der Begründung des vorliegenden 
Bescheidentwurfes vor. 
 
Vizebgm.Schachl stellt den 2. Antrag,  

die Berufung des Hrn. Lechner Heinz und der Fr. Mair Beate gegen den Bescheid des 
Bürgermeisters vom 15. Dezember 2005, Zl. 612-1/2005-KS abzuweisen und vorliegenden 
Bescheid zu erlassen. 

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
12.  Kanalanschlussgebühr 

Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 24.10.2005 betreffend 
Kanalanschlussgebühr für die Liegenschaft Seewaldstraße 11, Parz.Nr. 1332/2 KG Litzlberg, Hr. 
Koller Wolfgang 

 
Bürgermeister Reiter hat bei TOP. 11 für diesen Tagesordnungspunkt seine Befangenheit 
wahrgenommen und den Vorsitz an Vizebgm. Schachl übergeben. 
 
Vizebgm. Schachl: 
Fam. Koller erhielt auf Grund Ihres Ansuchens die baubehördliche Genehmigung zum Bau Ihres 
Einfamilienwohnhauses mit Garage mit Bescheid vom 13. Januar 2005. Auf Grund des 
Abwasserentsorgungsgesetzes und der Tatsache dass das gegenständliche Grundstück im 50 m 
Anschlusspflichtbereich des Kanals liegt, wurde der Hausanschluss im Einvernehmen mit der Familie 
Koller für die Liegenschaft Seewaldstraße 11 durch die Firma Held & Francke hergestellt. Mit 
Schreiben der Marktgemeinde Seewalchen vom 03. Oktober 2005 wurde Fam. Koller die Höhe der 
Kanalanschlussgebühr mitgeteilt, welche dann mit Bescheid vom 24. Oktober 2005 vorgeschrieben 
wurde.  
Gegen diesen Bescheid wurde am 28. November 2005 berufen. In dieser Berufung wird angeführt, 
dass in der Kanalgebührenordnung der Marktgemeinde Seewalchen vom 27.01.2005 unter § 2 Abs. 3 
nicht geschrieben steht, dass ein Luftraum zur Bemessungsgrundlage hinzugezogen wird. Die 
Garage wird auch in die Anschlussgebühr miteinberechnet, obwohl diese nicht an der Kanalisation 
hängt und auch nur mit Regenwasser gereinigt wird. 
 
Vizebgm.Schachl stellt den 1. Antrag,  

auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
1. Bekämpfter Bescheid vom 24. Oktober 2005 

      2.   Gegenständliche Berufung vom 28. Dezember 2005 
 

Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
Der Schriftführer liest den wesentlichen Inhalt des Spruches und der Begründung des vorliegenden 
Bescheidentwurfes vor. 
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Vizebgm.Schachl stellt den 2. Antrag,  

die Berufung des Hrn. Koller Wolfgang gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 24.10.2005, 
Zl. 811-3/1688-2005-KS abzuweisen und vorliegenden Bescheid zu erlassen. 

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
13.  Aufschließungsbeitrag 

Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 25.10.2005 betreffend Ablehnung des 
Ausnahmeantrages für Parz. Nr. 324/1 KG Litzlberg, Hr. Fürthauer Wolfgang 

 
Bürgermeister Reiter hat bei TOP. 11 für diesen Tagesordnungspunkt seine Befangenheit 
wahrgenommen und den Vorsitz an Vizebgm.Schachl übergeben. 
 
Vizebgm. Schachl: 
Mit dem Raumordnungsgesetz 1994 wurden die Gemeinden verpflichtet, dem Eigentümer eines 
Grundstückes oder Grundstücksteiles, das im rechtswirksamen Flächenwidmungsplan als Bauland 
gewidmet, jedoch nicht bebaut ist, einen Aufschließungsbeitrag vorzuschreiben. Auf Grund dessen 
wurden der h.a. Bescheid über die Vorschreibung des Aufschließungsbeitrages für die öffentliche 
Verkehrsfläche ausgestellt.  
Mit Eingabe vom 12. September 2005 wurde um einen Ausnahmeantrag gemäß § 27 Oö. ROG 1994 
idgF. angesucht. Mit Bescheid des Bürgermeisters vom 25.10.2005 wurde dieser Antrag abgewiesen. 
Gegen diesen Bescheid wurde am 18. November 2005 berufen. In dieser Berufung wird angeführt, 
dass das gegenständliche Grundstück eine wesentliche und unverzichtbare Fläche des 
landwirtschaftlichen Betriebes darstellt.  
Das gesamte Grundstück dient als Rinder- und Gänseweide. Auf dem Grundstück befindet sich auch 
noch der Gemüsegarten, die Jauchegrube sowie ein altes erhaltungswürdiges Dörrhaus. Zwischen 
dem gegenständlichen Grundstück und dem landwirtschaftlichen Betrieb führt zwar öffentliches Gut, 
dieser Ortschaftsweg endet jedoch nach rund 100 Metern durch ein Fahrverbot. 
 
Vizebgm.Schachl stellt den 1. Antrag,  

auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
1. Bekämpfter Bescheid vom 25. Oktober 2005 
2. Gegenständliche Berufung vom 18. November 2005 
 

Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
Der Schriftführer liest den wesentlichen Inhalt des Spruches und der Begründung des vorliegenden 
Bescheidentwurfes vor. 
 
 
Vizebgm.Schachl stellt den 2. Antrag,  

die Berufung des Hrn. Fürthauer Wolfgang gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 
25.10.2005, Zl. 031/12-201/2004-KS abzuweisen und vorliegenden Bescheid zu erlassen. 

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben:  

mehrheitliche  (Stimmenthaltungen: Kaniak, Hackl, Huber F., Loidl) Annahme des Antrages 
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14.  Aufschließungsbeitrag 

Berufung gegen die Bescheide des Bürgermeisters vom 06.12.2005 betreffend Vorschreibung 
des Aufschließungsbeitrages für Parz. Nr. 1690/4 KG Seewalchen, Hr. Baumann Hermann und 
Fr. Baumann Irene 

 
Bürgermeister Reiter hat bei TOP. 11 für diesen Tagesordnungspunkt seine Befangenheit 
wahrgenommen und den Vorsitz an Vizebgm.Schachl übergeben. 
 
GR.Püringer nimmt seine Befangenheit wahr und nimmt an der Abstimmung nicht teil. 
 
Vizebgm. Schachl: 
Mit dem Raumordnungsgesetz 1994 wurden die Gemeinden verpflichtet, dem Eigentümer eines 
Grundstückes oder Grundstücksteiles, das im rechtswirksamen Flächenwidmungsplan als Bauland 
gewidmet, jedoch nicht bebaut ist, einen Aufschließungsbeitrag vorzuschreiben. Auf Grund dessen 
wurden die h.a. Bescheide über die Vorschreibung des Aufschließungsbeitrages für die öffentliche 
Verkehrsfläche sowie Kanalisation ausgestellt. Gegen diese Bescheide wurde am 16. Dezember 
2005 berufen. In dieser Berufung wird angeführt, dass der Berufungsantrag bezüglich der 
Zusammenlegung der beiden Grundstücke Nr. 1690/4 und Nr. 1690/2 beim Land Oberösterreich 
aufliegt und noch nicht entschieden wurde und daher vorerst Berufung eingelegt wird. 
 
Vizebgm.Schachl stellt den 1. Antrag,  

auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
1. Bekämpfte Bescheide vom 06. Dezember 2005 
2. Gegenständliche Berufung vom 16. Dezember 2005 
 

Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
Der Schriftführer liest den wesentlichen Inhalt des Spruches und der Begründung des vorliegenden 
Bescheidentwurfes vor. 
 
Vizebgm.Schachl stellt den 2. Antrag,  

die Berufung des Hrn. Baumann Hermann und der Fr. Baumann Irene gegen die Bescheide des 
Bürgermeisters vom 06. Dezember 2005, Zl. 031/12-267/2004-KS abzuweisen und beiliegende 
Bescheide zu erlassen. 

 
GR.Berger U. und GR. Hackl haben den Sitzungsraum verlassen und nehmen an der Abstimmung 
nicht teil. 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige  Annahme des Antrages 
 
 
 
15.  Aufschließungsbeitrag 

Berufung gegen die Bescheide des Bürgermeisters vom 15.11.2005 betreffend Vorschreibung 
des Aufschließungsbeitrages für Parz. Nr. 2058/8 KG Seewalchen, Hr. Hemetsberger Werner 
und Fr. Hemetsberger Ingrid 

 
Bürgermeister Reiter hat bei TOP. 11 für diesen Tagesordnungspunkt seine Befangenheit 
wahrgenommen und den Vorsitz an Vizebgm.Schachl übergeben. 
 
Vizebgm. Schachl: 
Mit dem Raumordnungsgesetz 1994 wurden die Gemeinden verpflichtet, dem Eigentümer eines 
Grundstückes oder Grundstücksteiles, das im rechtswirksamen Flächenwidmungsplan als Bauland 
gewidmet, jedoch nicht bebaut ist, einen Aufschließungsbeitrag vorzuschreiben. Auf Grund dessen 
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wurden die h.a. Bescheide über die Vorschreibung des Aufschließungsbeitrages für die öffentliche 
Verkehrsfläche sowie Kanalisation ausgestellt. Gegen diese Bescheide wurde am 29. November 
2005 berufen. In dieser Berufung wird angeführt, dass für das gegenständliche Grundstück ein 
Dienstbarkeitsvertrag gilt, in welchem angeführt wird das kein Gebäude mit mehr als 3 Metern Höhe 
auf diesem Grundstück errichtet werden darf. Daher ist die Errichtung eines Hauptgebäudes bzw. 
Wohngebäudes aus Sicht der Grundstückseigentümer unmöglich. Bei einem Lokalaugenschein mit 
dem Sachverständigen des Bezirksbauamtes Gmunden am 14.11.2005 wurde festgestellt, dass 
grundsätzlich eine Bebauung auch mit einem Hauptgebäude möglich ist. 
 
Vizebgm.Schachl stellt den 1. Antrag,  

auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
1. Bekämpfte Bescheide vom 15. November 2005 
2. Gegenständliche Berufung vom 27. November 2005 
 

Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
Der Schriftführer liest den wesentlichen Inhalt des Spruches und der Begründung des vorliegenden 
Bescheidentwurfes vor. 
 
Vizebgm.Schachl stellt den 2. Antrag,  

die Berufung des Hrn. Ing. Werner Hemetsberger und der Fr. Ingrid Hemetsberger gegen die 
Bescheide des Bürgermeisters vom 15. November 2005, Zl. 031/12-349/2004-KS abzuweisen und 
vorliegende Bescheide zu erlassen. 

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
Bürgermeister Reiter übernimmt wieder den Vorsitz. 
 
 
 
16.  Kurzparkzone in der Hauptstraße 

 a) Aufheben der Verordnung vom 1. Dezember 2005  
b) Neuerliches Erlassen einer Verordnung 

 
BA-Obmann Schachl: 
In der Sitzung am 1.12.2005 wurde eine Verordnung beschlossen, mit der die Kurzparkzone in der 
Hauptstraße auf die gegenüberliegende Straßenseite im Bereich Fleischhauerei Haydinger verlegt 
wird. Die O.Ö. Landesregierung hat die Verordnung zur Kenntnis genommen. Bemerkt wurde 
allerdings, sollten allfällige Anhörungsrechte nicht gewahrt worden sein, dass die Verordnung neu zu 
erlassen sei. Anhörungsrechte wahren bedeutet in diesem Fall, dass die Arbeiter- und 
Wirtschaftskammer, vor Erlassen der Verordnung zur Stellungnahme einzuladen sei. Gem.  
Straßenverkehrsordnung sind, wenn Interessen von Mitgliedern einer Berufsgruppe berührt werden, 
die gesetzlichen Interessenvertretungen dieser Berufsgruppe zu einer Stellungnahme einzuladen. Die 
Interessenvertretungen wurden nach Erlassen der Verordnung um die Abgabe der Stellungnahme 
ersucht. Beide Institutionen hatten keine Einwendungen gegen die  Verordnung.  
   
Aus Gründen der Rechtssicherheit soll nun die Verordnung neu erlassen werden. Wenn dem 
Anhörungsrecht nicht genüge getan würde, könnte bei einer Bestrafung und einer eventuell darauf 
folgenden Berufung, die sich allerdings auf dieses „Nicht-Wahrnehmen des Anhörungsrechtes“ 
berufen müsste, im Verfahren der Strafbescheid und die Verordnung aufgehoben werden. Um diesem 
Fall vorzubeugen, soll die beschlossene Verordnung aufgehoben und neu erlassen werden. 
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Zu der in der Zwischenzeit von Herrn und Frau Krestel, Hauptstraße 10, eingelangten Stellungnahme 
wird festgestellt, dass jeder Hauseigentümer dafür verantwortlich ist, Schäden aus abgehenden 
Dachlawinen zu vermeiden.   
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

den  Beschluss hinsichtlich Verordnung betreffend Verlegung der Kurzparkzone in der Hauptstraße 
im Bereich der Fleischhauerei Haydinger, der in der Sitzung des Gemeinderates am 1.12.2005, 
unter Punkt 27 der Tagesordnung gefasst wurde, aufzuheben, und aufgrund der erfolgten Anhörung 
der Interessensvertretungen, der einstimmigen Empfehlung des Bau-Ausschusses und der 
positiven Stellungnahme der Sachverständigen, die vorliegende Verordnung neu zu beschließen. 

 
GR.Kaniak betont, dass dies Beschäftigungstherapie sei und bittet, es künftig auszuschließen, dass 
man dauernd aufheben und wieder beschließen müsse. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
17.  Verkehrsbeschränkung   

Verordnung einer 30 km/h Geschwindigkeitsbeschränkung in der Dr. F.- Seifert-Straße 
 
BA-Obmann Schachl: 
Im Juni 2004 wurde im Gemeinderat ein gleichlautender Antrag abgelehnt. Damals wurden 
Geschwindigkeitsmessungen durchgeführt und eine Geschwindigkeitsbeschränkung nicht für 
notwendig erachtet.  
 
Mit Eingabe vom 1. November 2005 wurde neuerlich ein Antrag auf Verordnung einer 30 km/h Zone 
bzw. 30 km/h Geschwindigkeitsbeschränkung gestellt.  
Am 16. November 2005 wurde mit Hr. DI Huemer (Sacherverständiger der Abtlg. Verkehrstechn. 
Dienst beim Amt d. Oö. Landesregierung) ein Lokalaugenschein durchgeführt. Dabei wurde ein 
positives Gutachten für die Verordnung einer 30 km/h Zone bzw. 30 km/h Beschränkung in Aussicht 
gestellt. Der Bauausschuss hat sich in seiner Sitzung am 17. Januar 2006 mit dieser Angelegenheit 
befasst.  
Mit Schreiben des Amtes d. Oö. Landesregierung vom 18. Januar 2006 wurde das Gutachten des DI 
Huemer vorgelegt.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses, in der Dr.-F-Seifert-Straße eine  
Verordnung betreffend 30 km Geschwindigkeitsbeschränkung zu erlassen.  

 
GR.Kaniak hofft, dass man vermeide einen dritten Gutachter zu Rate zu ziehen, der wieder zu einer 
anderen Meinung komme. 
 
GR.Hackl betont, da die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung der Straße der Meinung sei  eine 
30 km/h Beschränkung zu brauchen werde er sicher nicht dagegen stimmen, er rege aber trotzdem 
an, vielleicht im Frühjahr eine Kontrollmessung durchzuführen, was die Beschränkung im Vergleich 
zu den alten Werten bringe.  
Sollte sich da herausstellen, dass auch die 30 km/h Geschwindigkeitsbeschränkung nichts bringe und 
immer noch eklatante Überschreitungen vorhanden seien, dann sollen wirklich massive 
Kontrollaktionen, auch mit entsprechenden und empfindlichen Strafen, gestartet werden. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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18.  Verkehrskonzept 

Konzept für die Neuorganisation und Attraktivierung des öffentlichen Verkehrs im Bezirk 
Vöcklabruck; - Grundsatzbeschlussfassung 

 
BA-Obmann Schachl: 
Ziel des ÖPNV-Konzeptes Vöcklabruck ist die Abstimmung und Attraktivierung des öffentl. Personen-
Nahverkehrs (ÖPNV) für den Bezirk Vöcklabruck. Die Erstellung des Konzeptes erfolgt in enger 
Abstimmung mit den Gemeinden, den betroffenen Verkehrsunternehmern und der Abteilung 
Verkehrstechnik-Verkehrskoordinierung und öffentlicher Verkehr des Landes Oberösterreich.  
 
Die Kosten für die betroffenen Gemeinden werden in diesem Konzept mit € 634.000,-- beziffert. Diese 
Kosten werden zu 75 % nach Bevölkerungsanteil aufgeteilt werden. Die restlichen 25 % werden 
leistungsbezogen aufgeteilt. Der Regionsanteil wird voraussichtlich 2007 erstmals fällig. 
Diesbezüglich ist mit den Verkehrsunternehmen, den Gemeinden und dem Land OÖ. jährlich zu 
verhandeln. Derzeit würden die Kosten auf ca. € 27.000,-- pro Jahr betragen. Die Kosten sind mit 
max. € 6,--/Einwohner gedeckelt.  Der Bauausschuss hat sich in seiner Sitzung am 17. Januar 2006 
mit dieser Angelegenheit befasst.  
Nach Rücksprache mit Hr. DI Holzer vom Amt d. Oö. Landesregierung wurde mitgeteilt, dass ca. 8 
Gemeinden das Konzept schon beschlossen haben. Viele Gemeinden sind gerade mit der 
Beschlussfassung beschäftigt. In der Gemeinde Seewalchen sind keine Rufbusverbindungen 
vorgesehen.  
Hinsichtlich der weiteren Vorgangsweise im Falle des Aussteigens einiger bzw. mehrerer Gemeinden 
von diesem Projekt wird auf den AV vom 24.1.06 verwiesen. Die Gemeinde kann theoretisch jedes 
Jahr aus dem Konzept aussteigen. Zu Beginn sollte jedoch das Projekt zumindest 3 Jahre laufen, da 
erst nach ca. 2 Jahren eine brauchbare Evaluierung gemacht werden kann.  
Die Auswertung der Haushaltsbefragung der Seewalchener Bevölkerung wurde vom 
Verkehrsplanungsbüro Rettensteiner am 31.1.06 vorgelegt.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses, den Grundsatzbeschluss zu fassen, 
dem ÖPNV Konzept zuzustimmen.  

 
GR.Födinger erinnert daran, wie intensiv man im vergangenen Jahr über das Regionalmanagement 
diskutiert habe. Er meine, dass dies ein idealer Punkt gewesen wäre, wo sich ein 
Regionalmanagement betätigen hätte können. Zum Zweiten möchte er daran erinnern, dass man im 
Zuge dieser doch sehr intensiven und heftigen Diskussion auch beschlossen habe, dass man bei 
jedem Neubeitritt zu einem Verein Parameter festlege, nachdem man ihn nach einer gewissen Zeit 
überprüfe ob die Kriterien erfüllt worden seien, die der getätigten Investition Genüge tun oder nicht. 
Man investiere einen nicht unerheblichen Beitrag und man müsse kontrollieren, ob das sinnvoll 
investiert worden sei. Man habe seinerzeit eindeutig gesagt, dass man am Beginn der Beitritte jeweils 
solche Parameter festlege um genau so eine Diskussion wie seinerzeit zu vermeiden. Man habe dann 
im Nachhinein Parameter festgelegt, nach der man den Erfolg oder Misserfolg beurteilt habe. Er 
meine, sollte es zu dem Beschluss kommen hier beizutreten und einen Betrag zu leisten, sollte man 
doch den eigenen Beschlüssen Genüge tun und hier die Kriterien im vorhinein festlegen, nach denen 
man dann prüfe, ob das Geld sinnvoll investiert worden sei. 
 
Vizebgm.Eisterer betont, dass es da um ca. € 30.000,-- jährlich gehe, die die Gemeinde zu leisten 
hätte, um an diesen Verbesserungen des öffentlichen Verkehrs teilzunehmen und zu profitieren. Das 
was sie gehört habe und was auch heute vorgetragen worden sei scheine ihr persönlich noch zu 
wenig griffig. Ein Teil der bei dieser ganzen Verbesserung sein sollte, der Rufbus, komme für 
Seewalchen gar nicht in Frage. Ein wesentlicher Teil dieses Konzeptes komme für Seewalchen gar 
nicht zum Tragen. Sie sei nicht überzeugt, dass dies der große Wurf für Seewalchen sei und wenn 
man die finanzielle Situation anschaue, wo man eigentlich mit jedem Euro geizen müsse, dann € 
30.000,-- am Anfang zu zahlen, finde sie das als überzogen. Man stimme dadurch auch zu, dass sich 
die öffentliche Hand von solchen Finanzierungen völlig verabschiede und die Gemeinden, es seien ja 
52 Gemeinden die davon betroffen seien, schon sehr wenig Geld haben und dann kommen noch 
solche Dinge dazu. 
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GR.Kaniak stimmt den Meinungen der Vorredner vollinhaltlich zu. Er betont jedoch, dass sich hinter 
diesem Wort Verkehrskonzept etwas ganz anderes verberge. Man sei ja in einer Situation, wo man 
bei solchen Koordinationsmaßnahmen laut hier schreien müsste, denn sonst erfolge eine andere 
Drehscheibe und der Verkehr gehe an uns vorbei. Jeder Investor, der hier einen Arbeitsplatz mache, 
schaue zuerst den Standort an und die Verkehrsverbindungen und wie schnell und wie effizient diese 
seien. Es sei Tatsache, dass in allen Städten, wo solche Terminals geschaffen worden seien, sofort 
Investitionen in großem Umfang aktiviert werden und war nicht von öffentlichen sondern von privaten 
Geldgebern und das sei die Chance, die man ergreifen müsse. Dann werde man noch mehr 
Randlager. Er ersuche die Chance ernsthaft wahrzunehmen gemeinsam mit Schörfling.  
 
GR.Huber H. hört immer wieder den Vorwurf, was das der Gemeinde bringen solle bzw. ob sich das 
rentiere. Es gehe hier um die Optimierung des Mobilitätsbedürfnisses der Bevölkerung und man sollte 
Abschied nehmen von dem Gedanken, dass die öffentlichen Mittel nur ein „Arme Leute – 
Fortbewegungsmittel“ seien. Es fahren sehr viel Schüler und ältere Leute mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln. Auch seien sie ökologisch sinnvoll, auch hinsichtlich des Klimaschutzes und des 
Kyotozieles. Es sei privatwirtschaftlich sinnvoll und es sei volkswirtschaftlich die günstigste Art 
Flexibilität zu gewährleisten. Zu den Kosten betont er, dass die Gemeinde mehr, ungefähr € 30.000,-- 
für den Erhalt der Gemeindestraßen bezahle. Insofern halten sich die Kosten für dieses Konzept 
relativ in Grenzen. Er sei auch im Bauausschuss der Punkt Mobilitätsmanagement angesprochen 
worden und er finde es sehr sinnvoll, da einerseits die Bürger sinnvoll informiert werden und das 
Mobilitätsmanagement könnte die Betriebe informieren. Er meint, dass es auch als zentrale 
Anlaufstelle und Informations- und Beschwerdestelle wichtig sei und auch für die Koordination der 
Rufbusse. Der Personennahverkehr sei künftig ein sehr wichtiger Zweig um das Mobilitätsbedürfnis 
zufrieden zu stellen. 
 
GR.Aigner findet die Konzepte wunderbar anzuhören und das Problem sei, dass die Züge und 
Autobusse oft sehr leer seien. Man habe beim Zug einen Stundentakt gehabt und es sei schade, dass 
die öffentlichen Verkehrsmittel nicht genutzt werden.  
 
GR.Vogel W. betont, dass die Züge, die er benütze immer sehr überfüllt seien und Züge werden nur 
dann angenommen, wenn sie regelmäßig verkehren. Man sehe das in der Schweiz. Man führe diese 
Debatte unter denkbar schlechten Voraussetzungen, denn der Bund plane unter dem Titel der 
Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur eine neue gesetzliche Maßnahme, die die 
Verkehrsinfrastruktur drastisch kürzen werde. Das heiße, dass auf die Länder und Gemeinden 
wesentlich mehr an Belastung zukommen werde. So viel, dass manche Länder, die bisher genug 
Geld gehabt haben, auch schon zu jammern anfangen, weil das großzügige Konzept des Ausbaues 
des Wiener U-Bahn-Netzes heuer nicht realisierbar sein werde, wenn das Gesetz so durchgehe. Man 
werde jedoch nicht umhinkommen, das zu machen, denn ein öffentlicher Nahverkehr werde die 
einzige Möglichkeit sein, Infrastrukturprobleme in den Griff zu bekommen. 
 
GR.Huber F. freut sich, wenn man hier sehe, dass man hier im Zentrum vielleicht eine Anbindung in 
der Region habe und aus wirtschaftlicher Sicht sich vielleicht das eine oder andere auftue. Weiters 
freut er sich  aber auch für die Kinder, gerade im Bereich Kraims, die bisher nachmittags von 
Vöcklabruck von der Schule kommend in Lenzing aussteigen und zu Fuß nach Hause gehen müssen. 
Jetzt sei es oft auch so, dass Eltern die Kinder mit dem Auto in Lenzing abholen. Das werde sich 
ändern. 
 
GV.Gaisbichler betont zu Herrn Aigner, dass die Diskussion fast dahingehe, dass man frage, wer war 
zuerst da, die Henne oder das Ei. Brauche man mehr Züge, dass die Leute damit fahren, oder 
müssen erst die Leute auf der Straße stehen, damit man das Konzept ändere. Dass die Züge bzw. 
der „Kammerer Hansl“ manchmal leer gefahren sei, sei aber auch ein Missmanagement der 
vergangenen Jahre gewesen. Es sei ein Konkurrenzdruck zwischen Bus von Bahn und Post und dem 
Zug gewesen, und es sei sicher eine sehr schlechte Koordination gewesen. Er denke, dass man jetzt 
mit diesem Konzept diese ganzen Dinge ausräume und wie Herr Huber gesagt habe, wenn man sich 
angeschaut habe, wie das in den letzten Jahren gewesen sei, dass die Busse von Vöcklabruck 
teilweise überfüllt hier her gefahren seien, und nebenbei die verwaisten Gleise gewesen seien.  Er 
glaube doch, dass man hier nun ein vernünftiges Konzept für unsere Region auf die Beine stelle. Eine 
Evaluierung des ganzen Konzeptes sei in drei Jahren angedacht, so stehe es im Konzept und er 
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glaube, dass man dann schon für unsere Gemeinde die ersten Zahlen erhalten werde, in wie weit 
man davon profitiere oder nicht. 
 
GR.Liehmann meint ebenfalls, dass das Konzept nicht schlecht sei. Nur sollte es wirklich konsequent 
durchgeführt werden. Was ihn bei der ganzen Sache gestört habe, sei gewesen, dass die Bahn, ohne 
dass man dort eine Station erwähnt hätte, zusätzlich weiter geführt werde bis zu dem Landungsplatz 
von Stern & Hafferl. Er denke, dass der Stellenwert der Fa.Stern & Hafferl massiv zurückgegangen 
sei, weil es eben nicht mehr als öffentliches Verkehrsmittel gesehen werde, sondern nur als 
Tourismusattraktion Anachronismus sei. Er könnte sich vorstellen, dass man im Sommer, wenn man 
schon die Gleise bestehen lassen möchte, dem Argument gerecht zu werden, dass man trotzdem an 
dieser Stelle unbedingt eine Haltestelle planen müsste.  
 
Ihm wird mitgeteilt, dass das der Fall sei und er es missverstanden habe. 
 
GR.Hackl sieht das pragmatisch nachdem er schon aus beruflichen Gründen nie zu dem Klientel des 
öffentlichen Busses gehören werde. Er sehe die Probleme wo anders. Man habe nun eine Summe 
von € 30.000,--, die bekannt sei aber es seien wesentliche Eckparameter nicht bekannt. Wie viele 
Gemeinden seien in der Solidargemeinschaft? Wenn wichtige Gemeinden wegfallen, sei der 
Solidarbeitrag auf einmal € 40.000,-- oder € 50.000,--, und der Sinn des Ganzen gehe im selben 
Verhältnis zurück. Die zweite große Sache, die auch nur so am Rande angesprochen worden sei, 
seien die ganzen baulichen Investitionen, die ja in diesen Summen absolut nicht enthalten seien und 
auch von den Anrainergemeinden zu tragen seien. Er warne auch davor, auch wenn manche den 
„Kammerer-Hansl“ so sehr schätzen, der werde momentan vom Land subventioniert. Abgesehen 
davon, dass das auch Steuergelder seien, man kenne ja die Taktik des Landes, man lasse sich für 
etwas feiern und nach 2 Jahren heiße es, die Finanzierung gehe an die Gemeinden. Hievor warnt er 
und er werde sich daher auch der Stimme enthalten. 
 
GR. Huber H. befindet das aus Landesrat Haiders Abteilung stammende Konzept gut und möchte zu 
den Kosten sagen, dass es klar sei, dass es im Vergleich teuer sei, wenn man einmal mit dem Bus 
fahre. Wenn man aber Monats- oder Jahreskarten habe, komme man wesentlich günstiger als mit 
dem PKW-Verkehr. Natürlich werde die Gemeinde zu den Kassen gebeten und es seien öffentliche 
Gelder, aber jeder zahlt viel viel mehr in den Bereich Straßenbau und insofern wäre es durchaus 
vertretbar, dass man in diesem Bereich den öffentlichen Verkehr stütze.  
 
GR.Kaniak betont, wenn er sich die geografische Lage Seewalchens am Nordende des Attersees 
anschaue, sei das ja sogar zwingend und es sehe schon ein Laie dass das eine strategisch ganz 
bedeutende Situation sei. Allein 5 Straßen treffen sich hier am Nordende des Attersees. Die 
Koordinierung aller Verkehrsströme sei so wichtig, da es für zukünftige Investitionen entscheidend 
seien. Wenn man es nicht mache, falle man immer mehr vom Zentralraum zurück. Es solle eine 
Symbiose im Zentralraum sein, denn alleine schaffe man es nicht. Es sei nichts los, weil keine Gelder 
investiert werden. 
 
Der Bürgermeister möchte zusammenfassen und auf einige Wortmeldungen eingehen. Herrn Hackl 
gebe er recht, sollte in irgend einer Form diese Solidargemeinschaft als Basis für dieses 
Nahverkehrskonzept zusammenbrechen, weil zum Beispiel nur die Hälfte aller Gemeinden dabei 
sind, dann werde es das ganze Konzept nicht geben. Wenn einzelne Gemeinden, auch vielleicht 
regional zusammenhängend, sich abkoppeln, dann werden auch die entsprechenden Leistungen dort 
nicht angeboten, wodurch sich die Kosten reduzieren. Dies ist z.B. bei der Bürgermeisterkonferenz im 
Hinblick auf die kritischen Stimmen aus dem Mondseeland angedeutet worden. Bezüglich der Kosten 
stehe im vorliegenden Konzept € 6,-- pro Einwohner. Von Herrn DI Holzer aus der Verkehrsabteilung 
des Landes, der für die Koordination dieses Konzeptes zuständig sei, sei eindeutig mehrmals bei den 
Arbeitsgruppen gesagt worden, dass es ein Gesamtkonzept für den Bezirk gebe inkl. der 
maßgeblichen Großräume. Sollten daher zum Beispiel Seewalchen und Lenzing ausfallen, dann 
werde es das ganze Konzept nicht geben. Zu den Kosten ganz allgemein gebe er Herrn Hackl Recht, 
dass die Tendenzen sowohl vom Bund als auch vom Land feststellbar seien, Kosten zunehmend 
auch auf die Gemeinden hinunterzudrücken. Er sehe das pragmatisch und denke sich, wenn es 
gemeinschaftliche Leistungen seien, die in einer Form auch zu den kommunalen Aufgaben zählen, 
dann könne er sich vorstellen, dass man diese Aufgaben auch mitfinanziere. Allerdings werde man 
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sich bei den Aufgabenverteilungen sicher auch Gedanken machen müssen und gewisse Leistungen 
oder Verpflichtungen von der Gemeinde wieder abziehen auf höhere Ebene. Zur Sache selbst glaube 
er, dass es zwar nicht eine Totaloptimierung des öffentlichen Verkehrs für Seewalchen bringen 
werde, da gebe der Frau Gertraud Eisterer Recht, ob denn das Preis – Leistungs-Verhältnis so weit in 
Ordnung sei. Da sei er bei Herrn Födinger, nach 3 Jahren, wo die Evaluierung fix vorgesehen sei, 
wisse man mehr und man könne auch bereits nach einem Jahr wieder aussteigen, wenn man sehe, 
dass es für Seewalchen nicht  passe. Es sei aber empfohlen, sich das 3 Jahre anzuschauen, denn 
dann könne man sicher sagen, ob es das Wert sei oder nicht. Er glaube, dass es für Seewalchen 
einen Versuch Wert sei. Es sei zwar viel Geld und aber er gebe auch Herrn Huber H. recht. Denn was 
die Kommune für den öffentlichen Verkehr bisher ausgebe, sei im Vergleich zu anderen 
Budgetposten gering. Daher sollte man sich an dieser Initiative für ein regionales Verkehrskonzept 
beteiligen. Er sehe das als einen Solidarbeitrag für den Bezirk Vöcklabruck.  
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 20 Stimmen ÖVP-Fraktion: 12  
   SPÖ-Fraktion: 3 Stockinger, Kritzinger, Püringer 
   FPÖ-Fraktion: 2 Kaniak, Liehmann 
   GRÜNE-Fraktion: 3  
     

Stimmenthaltungen 10 Stimmen ÖVP-Fraktion:  

   SPÖ-Fraktion: 9 
Eisterer, Kasper, Petkowitsch, Baran, 
Berger U., Mayrhofer, Husly, 
Födinger, Aigner 

   FPÖ-Fraktion: 1 Hackl 
   GRÜNE-Fraktion:   

 
 
 
19.  Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 

Änderung Nr. 7 - Endgültige Beschlussfassung 
Antrag auf Umwidmung einer Teilfläche des Grundstücks Nr. 39/11, KG. Litzlberg von Grünland 
in Verkehrsfläche. Antrag des Vereins Linzer Ferienheim, Waldeggstraße 106, 4020 Linz 
(Grundsatzbeschluss vom 30. Mai 2005)  

 
BA-Obmann Schachl: 
Mit Eingabe vom 18. März 2005 hat der Verein Linzer Ferienheim aus Linz die gegenständliche 
Änderung des Flächenwidmungsplans Nr. 4/2001 beantragt. 
Der Ortsplaner, Arch. DI Deinhammer hat mit Schreiben vom 25. März 2005 eine fachliche 
Stellungnahme abgegeben. Aus ortsplanerischer Sicht erscheint eine Umwidmung denkbar, sofern 
aus naturschutzfachlicher Sicht der Eingriff in das Landschaftsbild als zumutbar und vertretbar 
erachtet wird. Empfohlen wird, die Parkplätze als Grünparkplätze wie zum Beispiel Magerrasen und 
dergleichen auszuführen. Um das Landschaftsbild möglichst wenig zu beeinträchtigen, sind 
entsprechende Begrünungsmaßnahmen zu setzen. Es soll nicht nur an den Randbereichen begrünt 
werden, sondern mit Laubbäumen heimischer Sorten auch zwischen den Parkplätzen in der Fläche. 
Dadurch soll die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes möglichst gering gehalten werden. 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 30. Mai 2005 den Grundsatzbeschluss für die 
gegenständliche Umwidmung gefasst. Dabei wurde fest gehalten, dass zusätzlich zu den geplanten 
Begrünungsmaßnahmen auch der Parkplatz hinter dem Gebäude als Grünparkplatz (Magerrasen 
oder dergleichen) auszuführen ist. Das Verfahren nach den Bestimmungen des Oö. 
Raumordnungsgesetzes wurde eingeleitet. Die Stellungnahme der Naturschutzabteilung ist negativ. 
In der gegenständlichen Ausführung ist die Widmung aus Sicht der Naturschutzabteilung jedenfalls 
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negativ zu beurteilen. Der Bauausschuss hat sich in seiner Sitzung am 17. Januar 2006 mit dieser 
Angelegenheit befasst.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, der gegenständlichen Änderung Nr. 
7 des Flächenwidmungsplans Nr. 4/2004 zuzustimmen. Zu den Einwendungen der 
Naturschutzabteilung wird fest gehalten, dass zusätzlich zu den geplanten Begrünungsmaßnahmen 
auch der Parkplatz hinter dem Gebäude als Grünparkplatz (Magerrasen oder dergleichen) 
auszuführen ist. Von den Antragstellern ist diesbezüglich vor der aufsichtsbehördlichen 
Genehmigung eine Verpflichtungserklärung zu unterfertigen. 

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: mehrheitliche  (Stimmenthaltung: Huber H.)  

Annahme des Antrages 
 
 
 

20.  Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 
Änderung Nr. 14 - Endgültige Beschlussfassung; Antrag auf Umwidmung einer Teilfläche des 
Grundstücks Nr. 482, KG. Litzlberg von Grünland in Grünland Sondernutzung „Hochseilgarten u. 
Tipidorf“; Antrag von Herrn u. Frau Günther u. Waltraud Heitzinger, Haining 4, 4863 
Seewalchen;  Grundsatzbeschluss vom 4. Oktober 2005 

 
BA-Obmann Schachl: 
Mit Eingabe vom 1. September 2005 wurde die gegenständliche Änderung des 
Flächenwidmungsplans beantragt. Auf einer Teilfläche des Grundstücks Nr. 482, KG. Litzlberg soll 
ein Hochseilgarten und Tipidorf entstehen. Der Ortsplaner hat mit Schreiben vom 6. September 2005 
eine fachliche Stellungnahme abgegeben. Das Projekt wird aus ortsplanerischer Sicht grundsätzlich 
positiv gesehen. Eine Änderung des OEK erscheint nicht notwendig, da es sich um eine 
Sondernutzung des Grünlandes handelt und die Fläche im OEK als Grünland ausgewiesen ist.  
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 4. Oktober 2005 den Grundsatzbeschluss gefasst, die 
Änderung des Flächenwidmungsplanes durchzuführen. 
 
Nach Mitteilung des Amtes d. Oö. Landesregierung ist das verkürzte Verfahren gem. Oö. ROG nicht 
möglich. Es wurde das Stellungnahmeverfahren gem. § 36 Abs. 4 Oö. ROG eingeleitet. Der 
Bauausschuss hat sich in seiner Sitzung am 17. Januar 2006 mit dieser Angelegenheit befasst.  
Die Stellungnahmen der örtlichen Raumordung bzw. der mitbeteiligten Fachdienststellen sind am 7. 
Februar eingelangt. Aus forstfachlicher Sicht ist dafür Sorge zu tragen dass im Gefährdungsbereich 
ein entsprechender Waldabstand eingehalten wird, welcher eine Hintanhaltung von Schäden im Falle 
von Sturmkatastrophen gewährleistet.  
Aus Sicht der Abteilung Wasserwirtschaft wären für die Abwasserbeseitigung als Übergangslösung 
bis zum Anschluss an den Kanal entsprechend ausreichend mobile Toiletten zu errichten. 
In der Stellungnahme der Naturschutzabteilung wird die Umwidmung aufgrund eines festgestellten 
Eingriffes in das Natur- u. Landschaftsbild abgelehnt. Wesentlich für diese Beurteilung sei die isolierte 
Waldrandlage und die fehlende Zuordnung zu komplementären Einrichtungen der Sport- u. 
Freizeitinfrastruktur. (Mitbenützung von Parkplätzen, sich ergänzende Angebote, kompakte 
Nutzungsstruktur,..) 
Aus raumordnungsfachlicher Sicht wäre bei einer Zuordnung zu bestehenden Sport- bzw. 
Freizeitinfrastrukturen beispielsweise südlich des gewählten Standortes im Umgebungsbereich der 
bestehenden Reitsportanlage eine Zustimmung möglich.  Zudem wird ein möglicher Widerspruch zum 
Örtlichen Entwicklungskonzept gesehen, da die erforderliche räumliche Konkretisierung  im 
Funktionsplan der grundsätzlichen Zielsetzung „Verbesserung des Freizeit- u. Sportangebotes“ fehlt.  
 
Nach Rücksprache mit den Betreibern des Hochseilgartens ist eine Verlegung des Standortes in 
Richtung der bestehenden Reitsportanlage nicht möglich, da der Umgebungsbereich der 
Reitsportanlage für diese unbedingt erforderlich ist (Koppeln, Turnierplatz, ...), und daher keine 
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Zustimmung des Grundeigentümers möglich ist. Für die Abwasserbeseitigung würden bis zu einem 
möglichen Anschluss an die Ortskanalisation entsprechende mobile Toiletten bereit gestellt.  
 
Eine Änderung des OEK erscheint aufgrund der ursprünglichen Stellungnahme des Ortsplaners 
sowie aufgrund der bisherigen Gespräche mit den Raumordnungsstellen beim Amt d. O.Ö. 
Landesregierung nicht erforderlich.  
 
Der Ortsplaner hat mit Schreiben vom 7. Februar 2006 zu den Einwendungen folgende 
Stellungnahme abgegeben: 
Stellungnahme Abteilung Naturschutz: 
Standort negativ, da agrarisch genutzte Zone im Umfeld des ländlichen Weiler Haining. 
Völlig isolierte Waldrandlage. 
Lt. raumordnungsfachlicher Sicht  wäre der Standort im Umgebungsbereich der bestehenden  
Reitsportanlage möglich. 
 
Stellungnahme als Ortsplaner: 
Das Projekt Hochseilgarten und Tipidorf befindet sich außerhalb der 500 m Seeuferschutzzone und 
ist von der Verwendung her, nicht im Ortschaftsbereich anzusiedeln.  
Durch die geplante Eingrünung wird die Einfügung in das Landschaftsbild verbessert.  
Die Anbindung an den bestehenden und geplanten Waldbäumen soll möglich sein.  
Es handelt sich bei den Maßnahmen um keine Baulichkeiten in Sinne der Bauordnung. 
 
Stellungnahme Örtliche Raumordnung: 
Erforderliche räumliche Konkretisierung im Funktionsplan fehlt.+ 
Stellungnahme als Ortsplaner: 
Aus ortsplanerischer Sicht wird folgendes angeführt, dass zum Zeitpunkt der Überarbeitung des 
Flächenwidmungsplanes, PZM – Kataloges und Örtlichen Entwicklungskonzeptes  noch kein 
konkretes Projekt für diesen Hochseilgarten mit Tipidorf eingereicht wurde, darum konnte keine 
Fixierung im PZM – Katalog aufgenommen werden. 
Projekte die der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee bekannt waren wurden im PZM – Katalog 
formuliert. 
Es wird auf die festgelegten Ziele der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee im ÖEK und Problem-
, Ziel- und Maßnahmenkatalog – Verbesserung des Freizeit- und Sportangebotes und dadurch 
Steigerung des Tourismus – Verbesserung der Tourismusleistungen – hingewiesen. 
Es besteht daher kein Widerspruch zum ÖEK. 
 
Stellungnahme Abteilung Wasserwirtschaft: 
Abwasseranfall ist zu erwarten nicht wie in der Stellungnahme des Ortsplaners geschrieben. 
Errichtung von Senkgruben entsprechen nicht dem Stand der Technik.  
Anschluss an dem im Jahre 2007 errichteten öffentlichen Kanal in der Ortschaft Haining. 
Stellungnahme als Ortsplaner: 
Ein Anschluss zum geplanten Kanal 2007 ist möglich, jedoch bis zur Realisierung des Kanalprojektes 
sind mobile Toiletten möglich bzw. wenn erforderlich herzustellen.  
Im Auftrag des Betreibers wurde im Projekt angeführt, dass keine Sanitäranlagen errichtet werden, 
daher der Passus in der Stellungnahme vom 06. 09. 2005. 
 
Stellungnahme BH Vöcklabruck: 
Ein entsprechender Waldabstand im Gefährdungsbereich ist einzuhalten. 
Stellungnahme als Ortsplaner: 
Ein entsprechender Waldabstand im Gefährdungsbereich ist in Übereinstimmung mit der 
Forstrechtsabteilung festzulegen. 
 
Zusammenfassend wird festgestellt, dass es sich bei der Errichtung eines Hochseilgartens mit 
Tipidorf um eine sehr wichtige Maßnahme zur Förderung des Tourismus in der Marktgemeinde 
Seewalchen am Attersee und der gesamten Atterseeregion handelt, die auch im Problem-, Ziel- und 
Maßnahmenkatalog für die Marktgemeinde  konkret angeführt wurde. 
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Örtliches Entwicklungskonzept Nr. 1 der Marktgemeinde Seewalchen a.A. sind unter Pkt. 4) 
FREIZEIT, SPORT und TOURISMUS folgende Ziele festgelegt: 
¾ Verbesserung des Freizeit- und Sportangebotes und dadurch Steigerung des Tourismus. 
¾ Verbesserung der Tourismusleistungen 

Es handelt sich hierbei auch um eine sportliche Aktivität, e auch außerhalb der Badesaison 
stattfinden kann. 
Wie bereits oftmals festgestellt leidet die Region Attersee und insbesonders die Marktgemeinde 
Seewalchen unter nicht ausreichender Infrastruktur für sportliche und kulturelle Aktivitäten neben 
derzeitlich begrenzten Nutzung des Attersees als Wassersport bzw. Badeangebot. 
 
Besonders wichtig erscheint daher jedes nicht nur auf die Sommersaison begrenzte Angebot wie in 
diesem Projekt gegeben.  
Selbstverständlich ist aber auch, dass bei jeder Maßnahme die Hauptattraktion der Attersee direkt 
oder sichtmäßig mit eingebunden ist. 
 
Für die Marktgemeinde Seewalchen a.A. stellt das gegenständliche Projekt einen sehr wesentlichen 
Beitrag zur Verbesserung des Freizeit- u. Sportangebotes dar und ist auch im Hinblick auf die 
Schaffung von Arbeitsplätzen von großer Bedeutung.  
 
Das Projekt wird die örtliche und regionale touristische Infrastruktur nachhaltig verbessern und den 
Tourismusstandort Seewalchen am Attersee deutlich aufwerten. Das Projekt ist daher auch aus der 
Sicht der Tourismusbetriebe der Gemeinde und der gesamten Ferienregion Attersee von großer 
Bedeutung und zu begrüßen.  
 
Weiters ist die rasche Realisierung des Projektes aufgrund der für das Jahr 2006 reservierten EU-
Förderung unbedingt erforderlich. Das aus EU-Mitteln des sog. LEADER-Programms für die 
Entwicklung im Ländlichen Raum geförderte Projekt muss heuer umgesetzt werden, da die 
Förderperiode mit Ende dieses Jahres ausläuft.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses, der gegenständlichen Änderung Nr. 
14 des Flächenwidmungsplans Nr. 4/2004 zuzustimmen.  
Seitens der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee wird daher die aufsichtsbehördliche 
Genehmigung der vorliegenden Änderung des Flächenwidmungsplans im Rahmen einer 
Interessensabwägung mit oben angeführter Begründung sowie aufgrund der fachlichen 
Stellungnahme des Ortsplaners beantragt. 

 
Der Bürgermeister betont, dass die Verlesung des Aktes durch Herrn Schachl insofern etwas genauer 
vorgenommen worden sei, weil in den Fraktionssitzungen vom Montag die Stellungnahmen noch 
nicht da gewesen seien. Er habe aber die Fraktionen per Mail verständigt, dass mit dem Einlangen 
der Stellungnahmen sowohl der überörtlichen Raumplanung als auch des Naturschutzes, sowie auch 
die daraus resultierende Stellungnahme des Ortplaners dem Sitzungsakt beigefügt werden.  
Die Fraktionsführer mögen noch entsprechend Einschau halten. Zur Sicherheit habe er Herrn Schachl 
empfohlen, die Stellungnahmen heute vollinhaltlich zur Kenntnis zu bringen. Zusammengefasst gehe 
es darum, dass man für das qualitativ hochstehende und interessante Projekt, das für die Gemeinde 
bzw. die ganze Region eine sehr große Bedeutung habe, noch die Hürde von Raumordnung und 
Naturschutz zu meistern habe.  
Es liegt zunächst an uns, auf Grund des Antrages einen sogenannten Beharrungsbeschluss zu 
fassen, da von den Stellen in Linz noch kein positives Signal habe vernommen werden können. Er sei 
selbst sehr enttäuscht gewesen, speziell von der Haltung des Naturschutzes, welche Argumente 
dagegen eingebracht worden seien, und dass alle anderen Interessen überhaupt nicht zur Geltung 
kommen sollen. Das könne nicht sein und daher sei der Antrag dahingehend formuliert, dass man 
von der Aufsichtsbehörde eine Interessensabwägung fordere, damit das höhere wirtschaftliche und 
touristische Interesse zum Tragen komme und es doch eine Genehmigung für die Umwidmung geben 
sollte. 
 
GR.Liehmann betont, dass - wenn man am See fahre - ein neues Gebäude nach dem anderen zu 
sehen sei, auch Bootshäuser, was ja nicht so schlimm wäre, wenn das so gebaut worden wäre, wie 
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vor 100 Jahren. Aber so seien es Eingriffe in die Natur, die nie wieder gut zu machen seien, und da 
wundere es ihn, dass bei so einem Projekt, wo kein einziges festes Gebäude vorgesehen sei, keine 
Versiegelung vorgesehen sei, bis auf vielleicht einige Wege, dass man da tatsächlich Prügel vor die 
Füße werfe.  
Allerdings kritisiert er, dass bei einem so großen Projekt eine bessere Planung vorzulegen sei. 
Vielleicht sei es zeitlich nicht möglich gewesen, aber da frage er sich wie das gehe und es sei ein 
gewisses Managementmanko enthalten. Es könne nicht sein, dass Entscheidungsträger so wenig 
Einblick haben und wenn es jetzt gekommen sei, dann sei es sehr spät, denn der Gemeinderat hätte 
informiert werden müssen. Drittens merkt er an, dass er nicht hoffe, dass der Fehler gemacht werde, 
weil hier der sportliche Aspekt herausgestrichen worden sei, wie bei vielen anderen Projekten auch, 
dass man zum Beispiel die Einheimischen außen vorlasse. Gäste zahlen teilweise weniger als 
Einheimische und er mache aufmerksam, Tourismus funktioniere ausschließlich mit Einheimischen. 
Dies sei wirklich eine einmalige Chance und auch eine Imagesache für die Leaderprojekte generell. 
Man solle aber schauen, dass die Einheimischen forciert werden. Er denke aber, dass man in Zukunft 
vor allem die Planung etwas präziser organisieren müsste. 
 
Der Bürgermeister betont, dem nicht ganz folgen zu können, da die Planqualität einem Einreichplan 
entspreche. Den Initiatoren könne da kein Vorwurf gemacht werden. Die Investoren haben bisher viel 
Durchhaltevermögen bewiesen und er hoffe, dass man das Raumordnungsproblem gemeinsam 
durchstehe. Die Projektträger stehen mit dem Baubeginn „Gewehr bei Fuß“ und müssen jetzt wider 
Erwarten ein langwieriges Raumordnungsverfahren abwarten. Er lade alle ein, im Bereich des 
Möglichen mitzuhelfen, dass man keine Versagungsgründe, sondern eine aufsichtsbehördliche 
Genehmigung für diese Umwidmung bekomme. 
 
GR.Hackl steht positiv zu diesem Projekt, gibt aber wieder zu bedenken, dass zu diesem Projekt auch 
seitens der Gemeinde einiges an Investitionen notwendig sein werde. Das fange bei 
Straßenaufschließung bzw. –adaptierung an, und gehe bis zur Überprüfung, wenn die 
Besucherzahlen wirklich eintreffen, ob die Hainingerstraße das wirklich packe. Heute habe man 
gehört, dass Senkgruben nicht Stand der Technik seien, sondern der Kanal. Jeder, der das Gelände 
kenne, wisse dass das grob ca. 200 Meter Stichleitung seien – wer bezahle das? Es werde sich ein 
Wust an Dingen auf das Gemeindebudget schlagen, darüber müsse man sich im Klaren sein. Oder 
man müsse rechtzeitig klare Kostentrennungen treffen, dass man sage: „Bis da her sei es Gemeinde-
und ab da sei es Privatinteresse. Er ersuche daher noch einmal, das zu durchleuchten und er 
wünsche dem Projekt wirklich den Erfolg, den es verdiene. 
 
GR.Emeder steht hundertprozentig hinter dem Projekt und könne die Meinung des Herrn Liehmann 
überhaupt nicht teilen, denn bei der ersten Vorstellung des Projektes im Bauausschuss seien die 
Unterlagen komplett gewesen. Es sei ein fertiger Plan mit einer fertigen Beschreibung vorhanden 
gewesen.  
 
GR.Huber  H. betont, dass man öfters gehört habe, dass in Seewalchen nichts passiere, und jetzt 
haben sich da Leute zusammengefunden und ein wirklich gutes Projekt auf die Beine gestellt, und er 
glaube, dass die Gemeinde beim Hofrat Sochazi vorstellig werden sollte, und dort das öffentliche 
Interesse der Gemeinde Seewalchen in diesem Fall wirklich kundtun sollte. Und sollte da nichts 
weitergehen, das ganze auch in die Medien zu bringen. Da ersuche er Herrn Bürgermeister, das zu 
tun. 
 
Vbgm.Eisterer betont, dass dieses Projekt auch von der SPÖ-Fraktion befürwortet werde. Man könne 
nicht immer nur jammern, dass keine Initiativen gesetzt werden. Dies sei sicher sehr gut für den 
Fremdenverkehr und es werden Menschen kommen, die diese Einrichtungen in Haining nutzen 
werden. Sie sei dafür, das zu betreiben und man solle versuchen, dass der Zeitplan eingehalten 
werden könne. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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21.  Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 

Änderungsantrag - Grundsatzbeschlussfassung 
Antrag auf Umwidmung des Grundstücks Nr. 1411, KG. Seewalchen von Bauland-Dorfgebiet in 
Grünland. Antrag von Frau  Frieda Krempler, Steindorf 24, 4863 Seewalchen  

 
Vizebgm. Schachl nimmt seine Befangenheit wahr. Berichterstatter ist daher der Bauausschuss-
Obmann-Stellvertreter Franz Huber. 
 
BA-Obmann-Stv. Huber F.: 
Mit Eingabe vom 17. November 2005 wurde die Umwidmung des Grundstücks Nr. 1411, KG. 
Seewalchen von Bauland-Dorfgebiet in Grünland beantragt. Der Ortsplaner Arch. DI Deinhammer hat 
mit Schreiben vom 17.1.2006 eine fachliche Stellungnahme abgegeben. Aus fachlicher Sicht wird 
dem Gemeinderat eine Umwidmung des Grundstücks in Grünland nicht empfohlen. Im Falle einer 
Umwidmung wäre der bisher entrichtete Aufschließungsbeitrag für das Grundstück gem. § 26 Abs. 7 
Oö. Raumordnungsgesetz rückzuerstatten.  
Der Bauausschuss hat sich in seiner Sitzung am 17. Januar 2006 mit dieser Angelegenheit befasst.  
 
Bauausschuss-Obmann-Stv. Huber stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, der gegenständlichen Änderung  des 
Flächenwidmungsplans Nr. 4/2004 nicht zuzustimmen. 

 
GR.Püringer ist der Meinung, dass man in Seewalchen viele solche Sachen habe, wo Baulücken im 
Grünland enthalten seien, die auch verbaut werden müssen, weil es einfach Baulücken seien. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann-Stv. Huber gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine mehrheitliche   (Stimmenthaltung: Loidl) Annahme fest. 
 
 
 
22.  Bebauungsplan Nr. 39 „Zentrum“ 

Änderungsantrag - Grundsatzbeschlussfassung 
Antrag auf Änderung der Bebaubarkeit im Bereich der Liegenschaft „Residenz Häupl“.  Anfrage 
von Herrn Arch. DI Walter Höller, 4861 Schörfling 

 
BA-Obmann Schachl:  
In der Gemeinderatssitzung am 1. Dezember 2005 wurde der Grundsatzbeschluss für die Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 39 „Zentrum“ im Bereich der Liegenschaft „Residenz Häupl“ für die 
geplante Errichtung eines Turmes und einer neuen Rezeption gefasst. Ergänzend zu diesen 
Planungen wurden mit Eingabe vom 9. Dezember 2005 Planentwürfe für die Errichtung eines 
Wintergartens bei der Residenz Häupl durch Hr. Arch. DI Höller vorgelegt. Auch für die geplante 
Errichtung des Wintergartens ist die Änderung des Bebauungsplanes erforderlich.  
Im Falle der Zustimmung durch die Gemeinde sollen die Bauvorhaben gemeinsam in einer 
Bebauungsplan-Änderung durchgeführt werden. Der Ortsplaner, Arch. Deinhammer hat mit 
Schreiben vom 17. Jan. 2006 eine fachliche Stellungnahme abgegeben. 
Aus fachlicher Sicht erscheint der Bereich Frühstücksraum im 2. UG, Foyer mit Rezeption im 1. UG 
und Terrasse sowie der Fitnessbereich mit verglaster Terrasse denkbar, wobei im letzteren Bereich 
empfohlen wird, dass 2. UG nicht als Vollgeschoss in Erscheinung treten zu lassen. Dadurch soll 
vermieden werden, dass dieser Bereich eine 3 Geschossigkeit erreicht. Der Turm soll in der Höhe 
reduziert werden und nach Möglichkeit die Gestaltung vereinfacht werden. 
Der Bauausschuss hat sich in seiner Sitzung am 17. Januar 2006 mit dieser Angelegenheit befasst.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses sowie aufgrund der fachlichen 
Stellungnahme des Ortsplaners der gegenständlichen Änderung des Bebauungsplanes Nr. 39 
„Zentrum“ grundsätzlich zuzustimmen. Das 2. UG darf nicht als Vollgeschoss in Erscheinung treten 
um eine Dreigeschossigkeit zu vermeiden.  Der Turm soll in der Höhe reduziert und nach 
Möglichkeit in der Gestaltung vereinfacht werden. 
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GR.Püringer sei seinerzeit bei der Besichtigung dabei gewesen und Frau Gamerith habe ja den 
Antrag gebracht, dass auch Grünflächen mit eingeplant werden und das fehle ihm in diesem Antrag. 
 
Vbgm.Schachl betont, dass sich diese Grünflächen auf das Gesamtkonzept bezogen haben. 
 
GR.Püringer hält entgegen, dass man wenn einmal alles verbaut sei keine Grünfläche mehr machen 
könne. 
 
GR.Hackl betont, dass man genau den Zustand habe, vor dem er bei der letzten 
Gemeinderatssitzung gewarnt habe. Das seien die klassischen DI Höller-Salamitaktikscheibchen, die 
nun Blättchen für Blättchen auf uns niederprasseln. Dann gebe es irgendwelche 
Koordinierungsgespräche von den Bauwerbern wo halt Teile des Bauauschusses, die halt angenehm 
seien, eingeladen werden. Manche Fraktionen haben keine Einladung bekommen und in der 
Argumentation werden dann auf diese Besprechungen verwiesen. Also er stehe sicher zum Ausbau 
der Residenz Häupl, jedoch nicht zu diesen Bedingungen. Er werde heute das letzte Mal diesem 
Änderungsantrag zustimmen. Sollte sich die Taktik nicht ändern, komme von seiner Seite sicherlich 
keinerlei Zustimmungen mehr. So könne man mit einem Gremium wie einem Gemeinderat nicht 
umgehen. 
 
GR.Aigner schließt sich dem Vorredner vollinhaltlich an. Man sehe immer nur Stücke und die werden 
dann immer wieder geändert. Vielleicht wissen die selbst noch nicht was sie wollen oder wie weit das 
Geld reiche.  
 
Der Bürgermeister betont, dass in der Fraktionssitzung der ÖVP eine ähnliche Diskussion 
stattgefunden habe und man müsse sagen, dass auch in der ÖVP Stimmen laut geworden seien, ob 
da nicht eine gewisse Strategie oder Salamitaktik dahinter stecke. Zur Ehrenrettung von Walter Höller 
unter Anführungszeichen müsse er dazusagen, die Besprechung vor Ort mit dem Ortsplaner und 
Frau DI.Gamerith nicht seine Idee gewesen sei und auch nicht die Idee der Gebrüder Rumplmayr, 
sondern das habe man vom Amt aus vorgeschlagen.  
Bei einer Bauausschusssitzung habe man gesagt, dass eine Begehung am besten wäre, dass diese 
Einladung vom Amt aus nicht an die Fraktionsvertreter ergangen sei, sei sicher ein Manko. Faktum 
sei aber auch, dass der Ausdruck „Salamitaktik“ etwas zu relativieren sei, denn bei der Besprechung 
seinerzeit im Haus Häupl sei die Geschichte mit dem Wintergarten bereits angedacht und auch 
durchdiskutiert und besprochen worden. Herr Püringer war seinerzeit dabei. Also sei die Sache mit 
dem Wintergarten nichts Neues, die Frage sei nur, wie man jetzt vorgehen solle. Solle man 
grundsätzlich die ursprünglich beantragte Bebauungsplanänderung beschließen, oder solle man auf 
den Wintergarten warten.  
Man hat damals vereinbart, zunächst einmal Rezeption und Turm zu beschließen, und sollte in 
weiterer Folge dann noch bis im Jänner die entsprechende Beantragung mit dem Wintergarten 
kommen, dann könne man das noch mit einfließen lassen. Formalrechtlich gehe das aber nur mit 
einem neuerlichen Beschluss und es sei damals schon so andiskutiert worden. Er gibt jedoch Herrn 
Hackl und auch anderen wie Herrn Aigner Recht, man werde speziell bei der doch sehr sensiblen 
Lage des Hauses Häupl bei allen weiteren Bebauungsplanänderungen, die sich schon abzeichnen, 
das Gesamte berücksichtigen müssen. Man solle grundsätzlich auch nicht im voraus mit „Nein“ 
urteilen, denn er finde es wichtig, dass sich dieser Leitbetrieb weiter entwickeln könne. Dort sei auch 
Einiges an Standardverbesserungen notwendig und insofern werde es in der Residenz auch einige 
Umbauten geben. Weiters erwartet er, dass es auch noch einiges zu beraten geben werde, wenn sich 
wirklich Richtung Raibaneubau und Veräußerung der jetzigen Raibaliegenschaft etwas tue.  
Er ersuche daher um Verständnis und ist der Meinung, dass man der Residenz Häupl die Chance 
geben sollte, hier diese Bebauungsplanänderung auch baulich umzusetzen. 
 
GR.Hackl betont bezüglich der schönen Worte des Bürgermeisters bezüglich der Einladungen und 
ersucht um Klärung, warum er wirklich nicht eingeladen worden sei, er stehe auf jedem Verteiler, was 
den Bauausschuss betreffe und er wisse, dass das Amt sonst immer präzise funktioniere. 
 
GR.Huber H. betont, dass ihn die unterschiedlichen Baustile an die Villa Kunterbunt in Pipi 
Langstrumpf erinnere und es werde ziemlichen Wirbel verursachen, auch der Turm, der auf Grund 
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der Größe ein Wahrzeichen für Seewalchen sein werde. Insofern könne er dem Entwurf des 
Arch.Höller nicht zustimmen und er werde sich enthalten. 
 
GR.Liehmann betont gehört zu haben, dass das sichtbare Highlight dieses Gebäudes dieser Turm 
sei. Man solle jetzt etwas beschließen und er habe gehört, dass weder ein Geschoss noch eine Höhe 
bekannt sei, sondern man habe nur gesagt, nicht ganz so hoch. Vom Stil her finde er es auch als 
Katastrophe und sei alles andere als eine optische Augenweide. 
 
Der Bürgermeister berichtet ergänzend, dass man im Bauausschuss das so vereinbart hat, und sich 
jetzt nicht genau festlege. Denn im Rahmen des Stellungsnahmeverfahrens werde dann sowieso ein 
Statement kommen, was alles möglich sei und was nicht, auch in Richtung Grüngestaltung.  
 
GR.Liehmann möchte nicht gegen einen Tourismusbetrieb sein, der investiere, nur der Stil tue ihm 
weh. 
 
GR.Kaniak möchte den Gemeinderat in eine andere Richtung führen und zwar in einem anderen 
Aspekt. Er frage, ob sich jemals einer gedacht habe, warum die Fa.Häupl schon dreimal pleite 
gegangen sei und habe sich jemand die Frage gestellt wie effektiv dieser Betrieb geführt worden sei. 
Er sei kein Klientel und es gebe genug Konkurrenten in der Umgebung. Diese Situation müsse man 
sich vor Augen halten, was es bedeute für jemanden hier zu investieren. Der könne kein gigantisches 
Konzept hinlegen, weil er nicht wisse, wie sich die Entwicklung abspiele, die von so vielen Faktoren 
abhänge. Hier sei auch die Gemeinde gefragt. Man solle ihn unterstützen und sich Fragen stellen, ob 
es wirtschaftlich sei, Leute herbringe, Umweltrentabilität bringe. Könne man Arbeitsplätze sichern, 
könne die Gemeinde Kommunalsteuer lukrieren? 
 
GR.Wechselauer betont, es sei ein Fremdenverkehrsbetrieb der investieren möchte und es würde 
sich jeder schwer tun, da dagegen zu sein, auch er. Nur sei es eine Zumutung, wenn man über Dinge 
entscheiden solle, wo die Unterlagen nicht entsprechend aufbereitet seien. Er wünsche, dass dies 
auch an Arch.Höller weiter gegeben werde, dass man zumindest einen Höhenschnitt, eine Ansicht 
von Ost mache. Frau Gamerieth könne sich das vielleicht vorstellen, aber für einen Gemeinderat 
wäre es schon günstig, wenn man das als Fotomontage oder mit einer Seitenansicht mit einer 
Höhenschichtlinie sehe. Zu Mag.Kaniak meint er, dass natürlich das Wirtschaftliche im Vordergrund 
sei. Nur gebe es manchmal mehrere Wege, wie man solche Bauten machen könne. 
 
Vizebgm.Eisterer sieht das Projekt Hotel Häupl als Chance für Seewalchen und diese solle man nicht 
vorbeigehen lassen. Ihres Erachtens hätte man schon den Grundsatzbeschluss nicht fassen dürfen, 
wenn man jetzt von der Qualität der Unterlagen ausgehe. Es sei kein richtiger Plan sondern nur eine 
bessere Skizze gewesen und da hätte man schon von Herrn Arch. Höller genaue Unterlagen fordern 
müssen. Dann hätte man beim Naturschutz schon sagen können, ok der Turm werde um so viel 
niederer und man hätte da schon die Unterlagen gehabt. Grundsätzlich finde sie, dass man über 
Baustil streiten könne und wenn man durch Seewalchen gehe, dann sehe man alles Mögliche von 
ganz konventionellen bis ultramodernen Bauten. Wahrscheinlich sei es eine Modeerscheinung und 
das störe sie nicht massiv, sie störe viel mehr, dass keine Unterlagen da seien, das sollte aber kein 
Versagungsgrund für das Projekt selbst sein, denn man wolle ja dass die Attraktivität unseres Ortes 
gesteigert werde. 
 
GR.Emeder betont bei der Besprechung im Dezember dabei gewesen zu sein. Die Vorgansweise 
habe man so festgelegt und bei der Besprechung habe man über das Gesamtprojekt und die 
Unterlagen der vorhandenen Pläne gesprochen, wobei seinerzeit der Plan vom Turm sehr genau und 
detailliert gezeichnet gewesen sei. Diese Ausführung war in Ordnung und dass man heute über einen 
Baukörper abstimme, der auf Basis einer Handskizze sei, hierüber sei er vom Architekten und vom 
Bauwerber sehr enttäuscht und so könne das sicher nicht gehen.  
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine mehrheitliche   (Stimmenthaltung: Huber H.) Annahme fest. 
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23.  Öffentliches Gut     

Antrag auf Übernahme des Grundstücks Nr. 1479/5 sowie von Teilen der Grundstücke Nr. 3450, 
3442 u. 3447/1, KG. Seewalchen (Verbindungsweg Alt-Steindorf - Neu-Steindorf) in das öffentl. 
Gut der Marktgemeinde Seewalchen a.A.; Antrag von Johann u. Erna Haidinger, Steindorf 18, 
von Fr. Christine Wiesinger, Steindorf 31 und Herrn Anton Holzinger, Steindorf 7. 

 
BA-Obmann Schachl: 
Mit Eingabe vom 12. Dezember 2005 wurde die Übernahme des Verbindungsweges zwischen Alt- u. 
Neu-Steindorf beantragt. Dieser Weg wird seit Jahren öffentlich benützt. Der Weg hat eine Länge von 
ca. 220 m. Auf einer Länge von ca. 140 m ist der Weg bereits vermessen. Die Antragsteller 
beantragen die Übernahme in das öffentliche Gut sowie die Übernahme der Kosten für die 
Vermessung und grundbücherliche Durchführung.  
Der Bauausschuss hat sich in seiner Sitzung am 17. Januar 2006 mit dieser Angelegenheit befasst.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die gegenständliche Privatstraße in 
das öffentliche Gut zu übernehmen und die Kosten für Vermessung und grundbücherliche 
Durchführung seitens der Marktgemeinde Seewalchen a.A. zu tragen. Die Breite der öffentlichen 
Straße hat durchgehend zumindest 4 m zu betragen. 

 
GR.Hackl traut sich eine öffentliche Straße oder eine öffentlich benützte Straße nicht benützen, wenn 
ein Fahrverbotschild dort stehe. Prinzipiell habe er nichts dagegen, wenn man mit unserem 
Gemeindebudget noch eine Straße mehr saniere und erhalte, wenn es für die Öffentlichkeit sinnvoll 
sei. Nur wenn diese Straße öffentlich werde, müsse uns schon klar sein, dass man einige 
Veränderungen in der Einbindung durchzuführen habe. Jeder der von der alten Dorfstraße in die 
Steindorfer Straße reingefahren sei, wisse wie die Einbindung sei. Auf der einen Seite gebe es 
Hecken und auf der anderen Seite Mauern und das Minimum des zu Machenden wären 2 
Verkehrsspiegel.  
 
GR.Huber H. fragt, ob die Straße, die sie quert nicht eine Wohnstraße sei, denn da wäre sowieso 
Schritt-Tempo. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1   
Kanalbau - Finanzierung 
Anpassung der Kläranlage des  Reinhaltungsverbandes Attersee (BA 13) an den Stand der Technik 
Annahme des Bürgschaftsangebotes für die  3. Darlehenstranche „T3“ 
 
Bgm.Reiter: 
Die Gesamtbaukosten für den Umbau der Kläranlage betrugen insgesamt € 7,771.585,31 und liegen 
ca. 15% unter den ursprünglich geschätzten Gesamtkosten in Höhe von € 9,120.000,-. Zur 
Finanzierung dieses großen Bauvorhabens durch den RHV wurden bei Baubeginn zwei 
Darlehenstranchen (OÖ. Landesbank AG und Kommunalkredit AG) aufgenommen. Dabei war 
vorgesehen, dass nach Vorlage der Endabrechnungsunterlagen, die restlichen notwendigen 
Fremdfinanzierungsmittel in Form einer 3. Darlehenstranche aufgenommen werden. Aufgrund der 
zwischenzeitlich durchgeführten Endabrechnung wurde die notwendige 3. Darlehenstranche in der 
Höhe von € 826.009,22 berechnet und im Akt befindlichen Finanzierungsplan dargestellt. 
Der Reinhaltungsverband Attersee ersucht in seinem Schreiben vom 30.1.2006 die Marktgemeinde 
Seewalchen a.A. um Übernahme der Haftung für das aufgenommene Darlehen als Bürge und Zahler 
im Sinne des § 1357 ABGB gem. den Verbandssatzungen. 
Die Marktgemeinde Seewalchen am Attersee ist an diesem Kanalprojekt mit 13,47% beteiligt und 
muss daher für die 3. Darlehenstranche eine weitere Haftung in Höhe von € 111.263,47 als Bürge 
und Zahler übernehmen.  
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Der Gesamtbetrag der von der Gemeinde Seewalchen übernommenen Haftungen für den BA 13 
beträgt  nach Übernahme der 3. Darlehenstranche insgesamt € 824.904,04. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Haftung für die 3. Darlehenstranche lt. vorliegendem Bürgschaftsanbot der OÖ. Landesbank 
AG, welche den Mitgliedern des Gemeinderates vollinhaltlich bekannt ist,  zu übernehmen. 

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 2  
Jugendtreff 

a)  Änderung der Betriebsführung 
b)  Gründung eines Vereines  
c)  Finanzierung 

 
SA-Obfrau Berger: 
Der Sozialausschuss hat sich in seiner Sitzung am 28.06.2004 dafür ausgesprochen, dass an alle 
Jugendlichen von 12 – 16 Jahren ein Einladungsschreiben bezüglich Jugendgespräch ergehen soll. 
Unter der Moderation von Rita Schlagnitweit und Christian Mülleder, Landesjugendreferat O.Ö., 
haben 4 Gespräche mit den Jugendlichen stattgefunden. Gleich beim ersten hat sich herausgestellt, 
dass sich die Jugendlichen einen Jugendtreff wünschen.  
Nach mehreren Beratungen des Jugendkomitees, bei dem sowohl Jugendliche als auch Eltern 
anwesend waren, sowie Beratungen in Sozialausschusssitzungen beschloss der Gemeinderat in 
seinen Sitzungen  am 30.5. u. 5.7.2005, einen Jugendtreff in den Räumlichkeiten des ehemaligen 
Kindergartens Rosenau einzurichten. Im Zuge der Besprechungen des Jugendtreffs wurde vereinbart, 
vorerst keine personelle Betreuung einzurichten, sondern dies im Zuge eines Auf- u. Zusperrdienstes 
einiger Komiteemitglieder zu organisieren. 
Auf Grund besonderer Vorkommnisse im Jugendtreff, die Reinigungs- und Reparaturarbeiten 
erforderlich machen, wurde der Jugendtreff am 3.2.2006 vorübergehend geschlossen und für 
15.2.2006 eine Sitzung des Jugendtreff-Komitees einberufen. 
In der letzten Sozialausschusssitzung wurde über die rechtliche Verantwortung der Komiteemitglieder 
diskutiert  und das Amt beauftragt, eine diesbezügliche Prüfung vorzunehmen. Weiters sollen die 
Möglichkeiten sowie die Kosten einer Betreuung  eruiert werden. Betreffend Betreuung wurde ein 
Amtsvortrag an die Fraktionsobmänner sowie Ausschussmitglieder übermittelt. 
 
Sozialausschuss-Obfrau Berger stellt den Antrag, 

folgende Beschlüsse zu fassen: 
 
zu TOP a)   die Betriebsführung im Jugendtreff dahingehend zu ändern, dass zukünftig eine  

Betreuung während der Öffnungszeiten vorhanden ist 
 
zu TOP b)  einen Verein „Jugendtreff Seewalchen“ zu gründen. Dem Verein sollen seitens der 

Gemeinde auch je 2 Mitglieder jeder Fraktion angehören. Die Vorsitzführung soll jährlich 
zwischen den Fraktionen wechseln. 

 
zu TOP c)  die Abgangsdeckung dieses Vereines zu übernehmen 
 
GR.Berger U. erklärt, dass die Ausschreibung eines Jugendbetreuers noch im nächsten Marktblatt 
stattfinden sollte und in der nächsten Komiteesitzung seien Vorbereitungen für eine Vereinsgründung 
zu treffen und eine Anstellung des Betreuungspersonals durch den Verein sei notwendig und weitere 
Beratungen können nur stattfinden, wenn der Gemeinderat dies heute beschließe und daher war der 
Dringlichkeitsantrag notwendig. 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 9.2.2006                                                                               Seite 28 von 30 
 
 
GV.Gaisbichler betont, dass man bei der Inbetriebnahme des Jugendtreffs im letzten Jahr doch sehr 
optimistisch gewesen sei. Er habe den Start positiv gesehen und dass es zu kleineren Reibereien 
komme und man Dinge ausmerzen müsse, das sei eigentlich klar. Nur dass in den letzten Wochen 
der Vandalismus pur Einzug gehalten habe, und es scheinbar für eine gewisse Gruppe von 
Jugendlichen eine Art Sport geworden sei, Dinge, die nicht ihr Eigentum seien, zu demolieren und zu 
beschädigen habe ihn sehr traurig gestimmt. Er habe in den vergangenen Tagen mit Jugendlichen 
Kontakt aufgenommen, die den Jugendtreff regelmäßig benützt haben, und diese befragt, was los sei. 
Herausgekommen sei, dass sozusagen die „Guten“ das Feld räumen, weil sie sich nicht mit den 
anderen auseinandersetzen wollen und damit nichts zu tun haben wollen. Er glaube, die einzige 
Chance für eine gesittete Weiterführung des Jugendtreffs sei mit einem ausgebildeten Personal und 
einer Betreuung dazu. Es seien Kosten, aber er denke, dass es ein gutes Geld sei und für die 
Jugendlichen gedacht sei und er verspreche sich doch, dass man das Ganze damit in den Griff 
bekomme. Man könne dann vielleicht auch noch ein anderes Publikum zusätzlich gewinnen. 
 
Vbgm. Eisterer betont, bei der letzten Besichtigung dabei gewesen zu sein und es sei natürlich schon 
deprimierend gewesen, was man da gesehen habe. Es seien aber sicher nur zwei oder drei und die 
Anständigen haben dann das Feld geräumt und sie sei ebenfalls der Meinung, dass nur mit einer 
Betreuung, einer starken Person, die sich durchsetzen könne, das weitergeführt werden könne. Man 
sollte das auch nicht allzu lang hinauszögern, denn so etwas verlaufe sich dann auch schnell wieder 
und sie plädiere für das „Nette“ unserer Jugend. Man solle Maßnahmen setzen, dass man die 
Störenden eruiere und Maßnahmen setzen, dass diese ausgeschaltet werden und dann solle man so 
bald als möglich wieder eröffnen. 
 
GR.Aigner fragt ob gedacht sei, die entsprechenden Rädelsführer zur Verantwortung zu ziehen? 
 
Der Bürgermeister gibt Herrn Aigner Recht, es sei jedoch schwierig, herauszufinden, wer es wirklich 
gewesen sei. Faktum sei, dass man Handlungsbedarf habe, aber man könne nicht nach wenigen 
Monaten auf Grund einiger Vorfälle schon wieder aufgeben. 
 
Der Bürgermeister lässt über die von Obfrau Berger gestellten Anträge durch Handheben abstimmen 
und stellt eine mehrheitliche   (Stimmenthaltung: Kaniak) Annahme fest. 
 
 
 
24.  Allfälliges 
 
a) GR.Aigner fragt, ob man bezüglich Erdgas fündig geworden sei, worauf der Bürgermeister 

antwortet, dass nur bestätigt worden sei, dass man fündig geworden sei, jedoch wisse er nicht wie 
viel, man könne sich aber erkundigen. 

 
b)  Vbgm.Eisterer betont, dass das örtliche Verkehrskonzept für sie ein Dauerthema sei, das immer 

wieder zur Sprache komme. Man habe heute unter Punkt 18 dieses Verkehrskonzept beschlossen 
an dem man teilnehme, um den öffentlichen Verkehr in Seewalchen attraktiver zu gestalten. Sie 
bringe jedes Mal das Verkehrskonzept zur Sprache und man habe  30-er-Beschränkungen 
beginnend mit 4. 10.05 beschlossen.  
Man habe heute wieder eine 30-er-Beschränkung beschlossen und man beschließe Parkplätze 
und Kurzparkzonen und wenn sie das gegenüberstelle, dass man da € 30.000,-- bezahle, habe 
sie da schon ein Problem, denn ihr sei gesagt worden, dass man kein Geld für ein 
Verkehrskonzept habe und sie frage, ob eine Verkehrsberuhigung und eine Verkehrssicherheit in 
Seewalchen nichts Wert sei. Verkehrssicherheit im Ort habe für sie oberste Priorität.  
Sie stehe nicht als Verhinderer von öffentlichen Verkehrsmitteln, aber man sollte das 
Verkehrskonzept nicht vergessen. Es gebe bei der technischen Universität in Wien 
Studentengruppen, die für ganz geringe Kosten Konzepte erarbeiten, warum könne man nicht 
einmal so etwas versuchen. 

 
c)  GR.Huber H. betont in der Kronenzeitung gelesen zu haben, dass Seewalchen bald eine 

Umfahrung bekomme. Weiters ersucht er für den Kinderfasching im Kultursaal um ein 
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Rauchverbot bis 19.00 oder 20.00 Uhr. Er weist auf das am Mittwoch, dem 15.2 im Klostersaal in 
St.Georgen stattfindende Konzert des Chormoran (Gesangsverein von Seewalchen) hin. 

 
d)  GR.Husly betont, dass bereits seit Jahren beim Kinderfasching ein Rauchverbot sei und nur im 

Foyer geraucht werde, wo ein Abzug sei. 
 

e) GR.Püringer betont, dass in der Rosenau viele Autofahrer und Fußgeher ersuchen, aus 
Sicherheitsgründen das Auto bei der Baracke beim Aigner zu beseitigen.  
Der Amtsleiter betont, dass das Auto rechtmäßig dort stehe und den gewissen Abstand zum 
Kreuzungsbereich einhalte, weshalb man keine rechtliche Möglichkeit habe. Gespräche hatten 
keinen Erfolg. 
GR.Püringer meint weiter, dass viele Fußgänger die dort Richtung Rosenau gehen, sich darüber 
beschweren, dass dort kein Zebrastreifen sei.  
Der Bürgermeister antwortet, bei einer Begehung dabei gewesen zu sein, jedoch sei hier die 
mangelnde Frequenz das Problem. Außerdem seien bei einem Zebrastreifen neben den 
Fußgängerfrequenzen mittlerweile auch relativ strenge bauliche Auflagen erteilt. Also wenn man 
dort einen Gehsteig von der Frequenz her erreichen würde, müsse man für Beleuchtung sorgen. 
Er werde sich das aber noch einmal anschauen. 

 
ea) GR.Hackl bedankt sich beim Amt für die Rückantworten unter Allfälliges. Bei der letzten 

Gemeinderatssitzung habe er angeschnitten, dass der wichtigste Schulweg permanent zugeparkt 
sei. Das Amt habe reagiert und die Bauabteilung habe den Bauherren neuerlich auf die 
Freihaltung des Gehsteiges hingewiesen, nur genutzt habe es nichts, es sei schlimmer denn je.  
Er erwarte sich, dass man das nicht nur einmal an den Bauherrn, was seiner Meinung nach die 
falsche Adresse sei, sondern an den Bauführer zu richten und dann müsse man darauf bestehen. 
Er erwarte sich ein gewisses Durchsetzungsvermögen. Er wünsche sich neben Papierfunktion 
auch eine Ausführungsfunktion, wobei der Bürgermeister antwortet, dass es ohne Anzeige nicht 
gehen werde. 

 
f)  GR.Emeder betont, dass die Schneeräumung sehr gut funktioniere und ersucht das 

weiterzugeben. 
 
g)  GR.Berger U. weist auf die Parkplatzsituation beim Schulzentrum hin. Wie schaue es mit dem 

Parken auf dem Gehsteig aus? Es habe die Zahngesundheitserzieherin erwischt, die auf dem 
Gehsteig geparkt habe, weil der Parkplatz voll gewesen sei und die Exekutive habe geantwortet, 
sie solle beim Kirchenplatz parken, sie habe aber viel Gepäck mitgehabt. Auf der Attersee-
Bundesstraße stehen täglich mehrere Autos auf dem Gehsteig und da habe sie noch nie eine 
Anzeige gesehen.  
GR.Bauer F. antwortet, dass prinzipiell Parken am Gehsteig nicht erlaubt sei, sowohl bei der 
Baustelle als auch bei der Schule nicht. Nur dann, wenn Bodenmarkierungen es erlauben würden. 
Der Bürgermeister betont zur Parkplatzsituation, dass er keine kurzfristige Lösung anbieten könne 
mittelfristig habe man bei der kommissionellen Begehung für die Sanierung des Schulzentrums 
das Thema angeschnitten und man werde, dann wenn die Arbeiten abgeschlossen seien und der 
Innenhof von den Containern befreit sei, wieder einige Parkplätze schaffen können. 

 
h)  GR.Wechselauer merkt an, dass der Wechsel von der Schülerausspeisung von Lenzing nach 

Schörfling sehr positiv angenommen werde und das Essen werde wieder mehr gelobt und es 
gebe auch reichlich Salat dazu.  

 
 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 1.12.2005 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um  21:50 Uhr.  
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        Der Schriftführer:                            Der Vorsitzende: 
 
 
........................................................              ........................................................   
       (AL.Hans Schmidt)                           (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 
 
 

Für die SPÖ-Fraktion:                    Für die ÖVP-Fraktion: 
 
 
........................................................          ........................................................ 
   (Vizebgm.Gertraud Eisterer)               (Vizebgm. Johann Schachl) 
 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                    Für die GRÜNE-Fraktion:        
   

 
........................................................          ........................................................       

(GR. Ing. Heinz Hackl)                     (GR. Wolfgang Vogel)         
    

 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 30.3.2006 keine Einwendungen erhoben wurden.  
 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 


